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Vorwort
Liebe Leser_innen,

die unzähligen Katastrophen und Krisen der ver­
gangenen Monate haben einmal mehr gezeigt, 
dass es ums Ganze geht. Ob Flutkatastrophen in 
Deutschland oder Heuschreckenplagen in Ost­
afrika, Feuerinferno im Amazonasgebiet oder Re­
kordkälte in Texas – der Klimawandel hat unseren 
gesamten Planeten erfasst und schreitet immer 
schneller voran.

Etliche Analysen und Studien, etwa der diesjährige 
Bericht des Weltklimarats, gehen noch weiter:  
Es geht ums große Ganze! Denn die Klimakrise  
ist untrennbar mit anderen globalen Krisen 
verbunden, die allesamt unsere Lebensgrund­
lagen gefährden. Das menschliche Leid und die 
enormen ökologischen, sozialen und wirtschaft­
lichen Folgen von Ernteausfällen, Hungersnöten, 
Konflikten, Pandemien oder Wetterextremen 
werden dabei in ihrer Gesamtheit noch gar nicht 
angemessen wahrgenommen. Klar ist aber, dass 
die zunehmenden Krisen die Ungleichheit in und 
zwischen den Gesellschaften weiter vergrößern.

„Das große Ganze“ ist auch Thema dieses  
machbar-Berichts. Im Mittelpunkt stehen  
die komplexen Zusammenhänge zwischen  
Ernährung, Gesundheit und Klima. Engagierte  
Autor_innen aus unterschiedlichen Wissens­
bereichen antworten dazu auf grundlegende 
genauso wie praktische Fragen.

Als Dachorganisationen und Verbände der deut­
schen Zivilgesellschaft setzen wir uns im Netz-
werk Agenda 2030 seit vielen Jahren gemeinsam 
für eine ambitionierte Nachhaltigkeitspolitik ein. 
Unsere Erfahrungen zeigen: Veränderungen, 
die für eine nachhaltige Gesellschaft und einen 
gesunden Planeten dringend notwendig sind, 

kommen viel zu langsam voran. Es 
braucht daher mehr denn je eine kriti­
sche Zivilgesellschaft, die komplexe Probleme 
anspricht, konstruktive Lösungsvorschläge macht 
und konsequentes politisches Handeln einfordert.

Die sozial-ökologische Transformation voranzu­
bringen, ist die drängendste Aufgabe der neuen 
Bundesregierung. Wir brauchen umgehend eine 
energische und kluge Politik für eine gerechte 
und nachhaltige Welt, in der alle Menschen ein 
gutes Leben führen können. Mit Blick auf die Ziele 

der Agenda 2030 muss es in erster Linie darum 
gehen, grundlegende Menschenrechte zu schüt­
zen, Armut und Hunger zu beenden, soziale und 
wirtschaftliche Ungleichheit zu verringern sowie 
die Resilienz von Menschen, Umwelt und Klima 
zu erhöhen.

Mit diesem machbar-Bericht möchten wir Ihren 
Blick auf das große Ganze bereichern und Sie in 
Ihrem Einsatz für eine gerechte und nachhaltige 
Welt bestärken. 

Wir wünschen Ihnen eine  
anregende Lektüre! 

Die Herausgeber_innen

Die Klimakrise ist untrennbar  
mit anderen globalen Krisen  

verbunden, die allesamt unsere  
Lebensgrundlagen gefährden. 
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Auf der Suche nach  
Stellschrauben
Wie lassen sich die Krisen von Ernährung, Gesundheit, Klima bewältigen?

Mathias Mogge, stellvertretender VENRO-Vorsitzender, und Prof. Dr. Imme Scholz, stellver-
tretende Direktorin des Deutschen Instituts für Entwicklungspolitik, beschäftigen sich tag-
täglich mit den vielschichtigen Zusammenhängen von Ernährung, Gesundheit und Klima. Im 
Gespräch mit der Journalistin Britta Fecke diskutieren sie, wie die künftige Bundesregierung 
dieses Zusammenspiel berücksichtigen kann.

Frau Scholz, wie hängen Ernährung, Gesund-
heit und Klima zusammen? Haben Sie ein 
konkretes Beispiel? 

Imme Scholz: Wir essen in Deutschland viel Fleisch, 
nämlich 85 Kilogramm pro Kopf und Jahr. Die  
Tiere brauchen Futter – und das stammt zu 
großen Teilen nicht mehr von heimischen 
Feldern und Wiesen. Stattdessen wird Soja im­
portiert, das vor allem in Brasilien im Cerrado 
angebaut wird: einem Savannengebiet süd­
lich des Regenwaldes, so groß wie Alaska. Der 
Export erfolgt unter anderem über Häfen im 
Amazonasgebiet. Dafür werden Straßen und 
Infrastruktur ausgebaut, wodurch die Entwal­
dung stark zunimmt. Somit befeuert der bei 
uns vorherrschende Ernährungsstil die Zerstö­
rung des Regenwalds, den Verlust der Arten­
vielfalt und den Klimawandel. Aber das ist noch 
lange nicht alles. 

Inwiefern? 

Imme Scholz: Überall, wo Vegetation verschwindet,  
werden Ökosysteme in ihrer Reproduktion 
gestört. So wird der Großteil des Regens, der 
über dem Regenwald fällt, dort selbst gene­
riert. Wenn die Vegetation ausdünnt, entstehen 
weniger Regenwolken. In diesem Jahr herrscht 
in Südamerika eine unglaubliche Dürre. Der  
Río Paraná – eine wichtige Lebensader für Bra­
silien und die Nachbarländer Argentinien und 
Paraguay – ist an vielen Stellen ausgetrocknet. 
Auch wenn diese Dürre bei uns kaum wahrge­

nommen wird, hat sie erhebliche Folgen für die 
Agrarproduktion und die Exporte der Länder.

Herr Mogge, welche sozialen Probleme erge-
ben sich aus solchen Entwicklungen? 

Mathias Mogge: Weltweit haben drei Milliarden 
Menschen keinen Zugang zu gesunder Ernäh­
rung. Dabei ist das die Voraussetzung für  
ein gesundes Leben. Das Menschenrecht auf  
Gesundheit ist also für viele nicht verwirklicht,  
und der Klimawandel verschärft dieses Prob­
lem. Das hat immense Folgen. Wenn zum  
Beispiel Frauen unterernährt sind, haben es 
auch ihre Kinder schwer. Hier beginnt oft ein  
Teufelskreis – denn wir wissen, dass die ersten  
1.000 Tage nach dem Tag der Empfängnis  
für die kindliche Entwicklung enorm wichtig  
sind und darüber entscheiden, ob ein Mensch  
mental und physisch gesund aufwächst.

Und welche Rolle spielt hier die Politik?

Mathias Mogge: Die politischen Zusammenhän­
ge müssen viel besser in den Blick genommen 
werden. Oftmals stehen politische Strategien 
und Maßnahmen einer gesunden Ernährung  
entgegen. Weder die EU-Staaten noch Länder 
aus anderen Regionen unterstützen nachhaltige 
Ernährungsstile oder eine ökologisch verträg­
liche Landwirtschaft. Das hat Auswirkungen  
auf die gesamte nachhaltige Entwicklung –  
und auch auf die Erreichung der Agenda 2030. 
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Wie steht es denn um die Erfüllung der Ziele 
für nachhaltige Entwicklung?

Mathias Mogge: Wir sind bei kaum einem der  
17 Ziele auf dem richtigen Weg. Beim Nach­
haltigkeitsziel 2 – den Hunger beenden und 
eine bessere Ernährung erreichen – liegen wir 
nicht nur zurück, der Weg wird sogar immer 
weiter. Die Gesamtzahl der Hungernden steigt 
kontinuierlich und der Klimawandel verschärft 
das Problem noch weiter. Hier muss die Welt­
gemeinschaft massiv gegensteuern, sonst  
werden wir die Ziele ganz sicher nicht erreichen.

Schätzen Sie das ähnlich ein, Frau Scholz?

Imme Scholz: Ja. Ich würde noch ergänzen: Die 
Beispiele, die sie genannt haben, Herr Mogge, 
sind die strukturellen Faktoren. Zusätzlich hat 
uns die Corona-Pandemie massiv zurückgewor­
fen. Die Armut nimmt zu, und die anhaltende 
Krise belastet die Gesundheits- und Bildungs­
systeme sowie die öffentlichen Haushalte 
erheblich. Die finanziellen Mittel, die aktuell 
zur Bekämpfung der unmittelbaren Pandemie­
folgen dienen, bräuchten wir eigentlich dafür, 
unsere Wirtschaft grundlegend umzubauen, 

damit sie klimaneutral wird und die Biodiversität 
schützt. Dieser Umbau muss nun mit der Bewäl­
tigung der Pandemie zusammengeführt werden.

Was können wir aus der Corona-Krise lernen?

Mathias Mogge: Aus meiner Sicht müssen wir 
unsere Wirtschaft und Ernährung resilient ge­
stalten. Das fängt bei der Landnutzung an und 
betrifft auch die Wirtschaft und die Handelsbe­
ziehungen. 

Eine große Stellschraube ist, wie Herr Mogge 
erwähnte, der Handel. Wie muss er sich ver-
ändern? Ist fair gehandelter Kaffee schon die 
Lösung?

Imme Scholz: Bei Kaffee oder Kakao hat der An­
teil fairer Produkte zugenommen. Das sind 
aber recht einfache Waren. Es ist wichtig, dass 
die Supermärkte fair und nachhaltig herge­
stellte Produkte sichtbar platzieren. So können 
Kund_innen entsprechend gelabelte Produkte 
leicht erkennen und kaufen. Allein die Motiva­
tion von Verbraucher_innen wird jedoch nicht 
ausreichen. Auch Unternehmen müssen ganz­
heitlich denken und agieren. Die Sorgfalts­
pflichten, die im Lieferkettengesetz angelegt 
sind, können dabei helfen.

Die politischen Zusammenhänge 
müssen viel besser in den Blick 

genommen werden. Oftmals  
stehen politische Strategien  

und Maßnahmen einer gesunden  
Ernährung entgegen. 

Mathias Mogge, VENRO

Prof. Dr.  
Imme Scholz

Mathias Mogge
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Ein langer Kampf, aber das ist sicher ein 
Schritt in die richtige Richtung …

Imme Scholz: Genau, soziale Standards können 
zum Beispiel über die Kernarbeitsnormen der 
Internationalen Organisation für Arbeit gut ab­
gefragt werden, weil es eindeutige gesetzliche 
Grundlagen gibt. Umweltstandards sind hin­
gegen häufiger umstritten. Sie sind ein wichtiger 
Faktor bei den Produktionskosten, aber als In­
vestitionen in eine sichere Zukunft werden  
sie oft noch nicht gesehen. Gerade hat der UN-
Menschenrechtsrat beschlossen, das Recht auf 
eine gesunde Umwelt als Menschenrecht anzu­
erkennen. Daran können wir gut anknüpfen und 
deutlich machen, dass die Lebensrechte zukünf­
tiger Generationen von Menschen und genauso  
von Tieren und Pflanzen ineinandergreifen. 

Wie lässt sich das umsetzen?

Imme Scholz: Auch über die Finanzmärkte können 
dazu Anreize gesetzt werden. Hier hat die EU 
wichtige Kriterien für nachhaltige Finanzmärk­
te und Finanzsysteme erarbeitet. Das wirkt 
sich unmittelbar auf Investitionsentscheidun­
gen aus, weil die Unternehmen, Banken und 
Investor_innen gezwungen sind, Risikoab­
schätzungen im Klima- und Umweltbereich 
vorzunehmen. Damit können wir Finanzflüsse 
gezielt umsteuern.

Mathias Mogge: Regierungen können Investitio­
nen auch über Subventionen lenken. 540 Mil­
liarden Dollar fließen weltweit jedes Jahr in die 
industrielle Landwirtschaft. Fast 90 Prozent die­
ser Subventionen werden für preisverzerrende 
und eine für die Natur und den Menschen 
schädliche Landwirtschaft verwendet. Subven­
tionen müssten dafür verwendet werden, eine 
ökologische, lokale und faire Lebensmittel­
erzeugung zu fördern.

Das Pariser Klimaabkommen sieht vor, dass 
die Hauptverursacher_innen des Klimawan-
dels ausreichend Geld für Anpassungsmaß-
nahmen bereitstellen. Reicht das bisherige 
Engagement Ihrer Meinung nach aus?

Imme Scholz: Es ist wichtig zu betrachten, wie 
dieses Geld ausgegeben wird. Deutschland 
hat erhebliche Mittel für Klimapolitik in Ent­
wicklungsländern bereitgestellt. Ein Großteil, 
zumindest in der bilateralen Zusammenarbeit, 
wird aber nicht für Anpassungsmaßnahmen, 
sondern für den Umbau der Energiesysteme 
und für den Klimaschutz eingesetzt. Es braucht 
jetzt stärker Investitionen in Anpassungsmaß­
nahmen, um Städte und die Landwirtschaft 
besser an extreme Regenfälle, Hitzewellen und 
Dürren anzupassen.

Sehen Sie das aus der Perspektive der Entwick-
lungszusammenarbeit ähnlich, Herr Mogge?

Mathias Mogge: Das sehe ich genauso. In vielen 
ärmeren Ländern sind Anpassungsprogramme 
dringlicher. Das ist auch das, was Kleinbäuerin­
nen und Kleinbauern uns häufig widerspiegeln: 
Sie brauchen zum Beispiel ein anderes Saatgut 
oder eine andere Anbautechnik, um mit unvor­
hersehbaren Regenfällen klarzukommen. Sie 
brauchen schnell Unterstützung, um auf ihrem 
Land weiterhin leben zu können.

Imme Scholz: In Entwicklungsländern, gerade  
in Subsahara-Afrika, kommt der anhaltende  
Urbanisierungsdruck hinzu. Hierfür wäre wie­
derum eine Stromversorgung durch Erneuer­
bare Energien wünschenswert. Es greift zu kurz 
zu sagen, in der Landwirtschaft konzentrieren  
wir uns auf Anpassung an den Klimawandel, in  
den Städten auf die Minderung der Emissionen 
und den Klimaschutz. Beides muss gleichzeitig  
passieren. Das ist eine große Herausforderung  
für die Entwicklungszusammenarbeit, aber  
vor allem für die Entwicklungsländer selbst. 

Umweltstandards sind ein wich-
tiger Faktor bei den Produktions-
kosten, aber als Investitionen in 
eine sichere Zukunft werden sie 

oft noch nicht gesehen. 

Prof. Dr. Imme Scholz, Deutsches Institut für  
Entwicklungspolitik
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Warum gelingt das so selten? 

Imme Scholz: In vielen Entwicklungsländern 
mangelt es an politischen, ökonomischen und 
technischen Kapazitäten. Gesellschaften und 
Produktionssysteme resilient zu gestalten, er­
fordert auch Bemühungen, um die Rechte und 
die Stellung von Frauen zu verbessern. In Afrika 
betreiben mehrheitlich Frauen kleinbäuerliche 
Landwirtschaft. Bildung sowie die rechtliche 
und ökonomische Stärkung von Frauen sind 
entscheidende Faktoren, die auf der gesell­
schaftlichen Ebene ansetzen und sich politisch 
auswirken werden. 

Und was braucht es hierzulande?

Imme Scholz: Für Deutschland habe ich bislang 
immer gesagt, dass wir eine bessere Koordina­
tion zwischen den Ministerien brauchen. Aber 
inzwischen bin ich überzeugt: Es braucht einen 
grundlegenden Bewusstseinswandel in Politik 
und Verwaltung. Welche übergeordneten Ziele 
werden verfolgt? Und was braucht es, um sie 
gemeinschaftlich zu erreichen? Dazu braucht 
es Kooperationen von Ministerien, Steuerungs­
instrumente wie ökonomische oder steuerliche 
Anreize und Risikoabschätzung. Ein solcher 
Ansatz würde viele positive Schnittmengen 
zwischen Agrar-, Gesundheits-, Umwelt- und 
Wirtschaftspolitik offenbaren.

Herr Mogge, wie kann eine sozial-ökologische 
Transformation Ihrer Ansicht nach gelingen?

Mathias Mogge: Die Erkenntnis muss reifen, 
dass wir in interagierenden Systemen den­
ken müssen, nicht mehr in Einzelsektoren wie 
bisher. Eine zentrale Forderung an die neue 
Bundesregierung ist, diese seit vielen Jahren 
angemahnte ressortübergreifende Kohärenz 

endlich zu realisieren. Hierfür braucht es etwas 
Neues – eine Politikfolgenabschätzung, die 
Entscheidungen und ihre Auswirkungen auf die 
ärmsten Länder dieser Welt im Blick hat. 

Frau Scholz, wie lassen sich die Themen Ernäh-
rung, Gesundheit und Klima vernetzter denken 
und Maßnahmen dementsprechend besser 
umsetzen?

Imme Scholz: Ein wesentlicher Schritt wäre, das  
Kabinett entlang der Transformationsbereiche 
zu organisieren, die in der aktuellen Fassung der 
Deutschen Nachhaltigkeitsstrategie definiert 
wurden. Die erforderlichen Veränderungen 
kann ein Ministerium allein nicht bewältigen. 
Daher braucht es auch eine starke koordinie­
rende Rolle des Kanzleramts. Die deutsche 
Nachhaltigkeitsstrategie bietet einen Koordina­
tionsrahmen. Dafür müsste sie natürlich ambi­
tionierter gestaltet werden und auch die Koor­
dination zwischen Bund und Ländern erfassen. 
Wenn alle Ebenen und Themenbereiche stärker 
zusammengedacht werden, können die Krisen 
gemeinsam angegangen werden. ● ●

Britta Fecke

Expert_innen im Gespräch

Prof. Dr. Imme Scholz 
ist Honorarprofessorin am Zentrum für Ethik und 
Verantwortung der Hochschule Bonn-Rhein-Sieg 
und stellvertretende Direktorin des Deutschen In­
stituts für Entwicklungspolitik. Sie ist zudem stell­
vertretende Vorsitzende des Rates für nachhaltige 
Entwicklung und Mitglied des Bioökonomierats.

Mathias Mogge
ist stellvertretender Vorsitzender von VENRO 
und Generalsekretär der Welthungerhilfe. Er ist 
studierter Agraringenieur und Umweltwissen­
schaftler. Für die Welthungerhilfe ist er seit 1998 
in unterschiedlichen Positionen tätig.

Britta Fecke
ist Biologin und Wissenschaftsjournalistin mit 
den Themenschwerpunkten Umwelt- und Arten-
schutz, Klimawandel und Anpassungsmaßnah­
men. Sie moderiert verschiedene tagesaktuelle 
Sendungen im Deutschlandfunk und Podiumsver­
anstaltungen für Bundesministerien, Stiftungen 
und Nichtregierungsorganisationen.
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GESUNDHEITSKRISE

Die Corona-Pandemie hat die Welt fest im  
Griff. Zudem belastet der Klimawandel zu­
nehmend die Gesundheit: So breiten sich 
Infektionskrankheiten aus und es gibt mehr 
Tote durch Hitze und Extremwetterereig­
nisse. Auch nicht nachhaltige Landwirt­
schaft beeinträchtigt die Gesundheit: Der 
Einsatz von Pestiziden führt zu Vergiftun­
gen, übermäßige Mengen Antibiotika in 
der Massentierhaltung zu Resistenzen.

ERNÄHRUNGSKRISE

Hunger und Überernährung – die weltweite Ernährung ist in der Krise. 
Die Zahl der hungernden Menschen steigt kontinuierlich an, nicht zu­
letzt durch die Folgen der Corona-Pandemie. Weitere Ursachen sind: 
Armut, Klimakatastrophen, fehlender Zugang zu Land sowie gewalt­
tätige Unruhen und Kriege. Gleichzeitig führt Fehlernährung weltweit 
immer häufiger zu starkem Übergewicht.

Mit Blick auf das Ganze

Mobilität

Gesundheits­
systeme

Arbeits­
sicherheit

Globale  
Lieferketten

Bildung

Preise

Chronische  
Erkrankungen

Verantwortung 
von Unternehmen  
und Politik in der 

Textilindustrie 
(Seite 33)

Infektions­
krankheiten

GESUNDHEIT

Antibiotika­
resistenzen

Massen- 
tierhaltung

Klimawandel macht krank, ausgewogene Ernährung gesund. Wie wir 
unsere Lebensmittel produzieren, wirkt sich auf die Umwelt aus. Und es 
braucht ein stabiles Klima für gute Ernten. In unserer Welt ist alles mit-
einander verbunden. Dieses Schaubild zeigt das beispielhaft. Um die 
gegenwärtigen Krisen nachhaltig zu bewältigen, müssen wir das große 
Ganze in den Blick nehmen.
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KLIMAKRISE

Die globale Erwärmung – und mit 
ihr häufiger auftretende Hitze, 
Dürren, unberechenbare Regenfälle, 
Überschwemmungen und Stürme –  
gefährden Ernten. Gleichzeitig be­
fördern etwa Rodungen, der Einsatz 
von Dünger und die Massentierhal­
tung den Klimawandel. Zu erwarten 
sind auch zunehmende Konflikte um 
Ressourcen wie Wasser und Land.

Energie

Agrar­
industrien

Biodiversität

WasserKonsum­
verhalten

Global  
Governance

Subventionen

Treibhaus­
gase

Globale  
Erwährmung Indigene Verhand­

lungsverfahren  
zur Bewältigung von 

Krisen (Seite 30)

Ernteerträge

Klimafolgen

Konflikte und 
Kriege

ERNÄHRUNG UND 
LANDWIRTSCHAFT

Abrüsten fürs 
Klima  

(Seite 36)

Hitze­
belastung

KLIMA UND 
UMWELT

Hitzebelastung

Gesund durch  
Klimaschutz  

(Seite 20)
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Ein Spannungsfeld
Die Rolle der Landwirtschaft in drei Krisen, die eng zusammenhängen 

Ob Subsistenz- oder Großbetrieb: Die globale Landnutzung wirkt sich negativ auf be
stehende Ernährungs-, Gesundheits- und Klimakrisen aus – und verursacht diese mit.  
Dr. Susanne Neubert von der Humboldt-Universität zu Berlin betrachtet die Verbindung  
zwischen den Krisenbereichen und untersucht diesen sogenannten Nexus am Beispiel  
von europäischen Industrienationen und Ländern in Subsahara-Afrika. Die daraus abgelei-
teten Empfehlungen an die Politik zeigen: Ein Wandel gelingt nur, wenn Wechselwirkungen 
berücksichtigt werden.

Vor uns liegen die wenigen entscheidenden Jahre, 
in denen wir unser Wissen nutzen können, um 
transformativ zu handeln. Das verdeutlicht der 
jüngste Bericht des Weltklimarats. Krisen in den 
Bereichen Ernährung, Gesundheit und Klima sind 
eng miteinander verbunden. Um sie zu meistern, 
müssen Maßnahmen schnell und wirkmächtig 
sein. Es braucht Synergieeffekte, die einen umfas­
senden Richtungswechsel bewirken können. Das 
gelingt nur auf Grundlage von mehrdimensiona­
len und übergreifenden Problemanalysen, und 
dazu eignen sich Nexus-Ansätze, die vielschichtige 
Krisen zusammenhängend betrachten und daraus 
Handlungsempfehlungen ableiten.

Ein Nexus-Ansatz ist eine Art Denkhilfe, der Kon­
flikte zwischen Institutionen und Stakeholdern in 
den Schnittbereichen unterschiedlicher Sektoren 
aufdecken kann. Lösungen werden dann nicht 
nur innerhalb einzelner Bereiche wie Gesundheit  
oder Landwirtschaft gesucht. Dieses kollektive 
Umdenken würde neue Kooperationen und über­
lebenswichtige Veränderungen ermöglichen. 

Bleibt dieser Wandel jedoch aus, ist es kaum 
vorstellbar, wie die 17 multisektoralen Ziele für 
nachhaltige Entwicklung der Vereinten Nationen 
bis 2030 gemeinsam erreicht werden können.

Am Beispiel Landnutzung lassen sich miteinander 
verbundene Krisen gut veranschaulichen. Das 
Gutachten „Landwende im Anthropozän: Von 
der Konkurrenz zur Integration“, das der Wissen­
schaftliche Beirat der Bundesregierung Globale 
Umweltveränderungen (WBGU) 2020 veröffent­
licht hat, liefert dazu wichtige Erkenntnisse und 
dient hier als eine der Referenzen.

Landwirtschaft im Nexus  
Ernährung, Gesundheit, Klima 
Die weltweite Landnutzung, vor allem die Land­
wirtschaft als wichtigster Teil des globalen Ernäh­
rungssystems, gehört zu den Hauptverursachern 
der Klimakrise. Dies gilt, obwohl Landnutzung 
zugleich der einzige Bereich ist, der auch negative 
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Emissionen ermöglicht. Denn prinzipiell ließe sich 
Kohlenstoffdioxid aus der Atmosphäre über geziel­
te Beforstung von Waldbeständen oder spezielle 
landwirtschaftliche Methoden wie der ökologischen 
oder regenerativen Landwirtschaft binden.

Global betrachtet ist die Landwirtschaft durch 
starke Gegensätze geprägt. So dominieren etwa 
in EU-Ländern agrarindustrielle Praktiken, in 
Subsahara-Afrika wird zumeist kleinbäuerliche 
Subsistenzlandwirtschaft betrieben. Aber beide 
Wirtschaftsweisen verschlechtern massiv die 
Bodenqualität, wenn auch aus unterschiedlichen 
Gründen. In vielen EU-Ländern, nicht zuletzt in 
Deutschland, wurde die Landwirtschaft zuneh­
mend einseitig auf Tierhaltung und Getreide­
anbau mit engen Fruchtfolgen ausgerichtet. Dies 
verursacht Humusabbau und Überdüngung.  
In vielen Ländern Subsahara-Afrikas besteht ein 
gegenteiliges Problem, denn hier laugen die  
Böden wegen zu geringer Düngung aus. 

Vielen Kleinbäuerinnen und Kleinbauern im glo­
balen Süden fehlt es an Ressourcen wie Dünge­
mitteln oder tierischem Dung. Sie können kaum 
pflanzliche Biomasse erzeugen, weil dies viel 
Arbeit und Wasser braucht und somit entzogene 
Nährstoffe nur begrenzt an den Boden zurückge­
geben werden. Die Konkurrenz zwischen bäuerli­
cher Landwirtschaft, nomadisch lebender Bevöl­
kerung und der zunehmenden agroindustriellen 
Nutzung verschärft dieses Problem.1

In Subsahara-Afrika werden ausgelaugte Böden 
häufig zu Armutsfallen. Denn langsam steigen­
de Erträge reichen angesichts der wachsenden 
Bevölkerung nicht aus. Die Folge sind wieder­
kehrende Ernährungsunsicherheit und Hunger, 
vor allem in den Monaten vor der nächsten Ernte. 
Viele Familien geben ihr Land auf, um in Städten 
oder im Ausland ein Auskommen zu finden. Ande­

1	  Wynants et. al. (2019) / AfDB (2016)

re kompensieren geringe Erträge, indem sie neue 
Flächen roden, wodurch zusätzliche Treibhaus­
gasemissionen entstehen und die Biodiversität 
schwindet. 

In der EU und anderen Industrienationen wie China  
und den USA sinken die ökonomischen Erträge  
pro Hektar bereits erkennbar und Ertragsschwan­
kungen nehmen zu. Zudem zwingen die hohe 
Konkurrenz und der Preisdruck in der indust­
riellen Landwirtschaft jährlich drei Prozent der 
Betriebe zum Aufgeben, was in einer starken 
Konzentration auf wenige Großbetriebe und 
einer Verödung von Landschaften mündet. Der 
agrarindustrielle Sektor ist auch verantwortlich 
für hohe Treibhausgasemissionen – vor allem in 
Form von Lachgas und Methan aus der Dünge­
wirtschaft und Tierhaltung. Eine weitere Folge ist 
die Vernichtung der biologischen Vielfalt auf den 
genutzten Flächen.

Irrwege und falsche Anreize 
durch Subventionen
In der Realität sind die Übergänge zwischen in­
dustrieller und Subsistenzlandwirtschaft fließend. 
Gleichwohl führen beide Modelle und ihre Zwi­
schenformen mit Blick auf die ökologischen und 
sozialen Folgen in eine Sackgasse. Die ineffiziente, 
nicht nachhaltige Bewirtschaftung von Flächen geht 
auf politische, ökonomische und existenzielle Zwän­
ge zurück. Verantwortlich dafür sind fehlgeleitete 
politische Anreizsysteme als Teil der Gemeinsamen 
Agrarpolitik (GAP) der EU und der „Input Subsidy 
Programmes“ (ISPs) vieler afrikanischer Staaten.

In der EU befördern einseitige Subventionen eine 
intensive Tierhaltung und enge Fruchtfolgen 
sowie Monokulturen. Mehrnutzungsstrategien 
wie Agroforstwirtschaft oder Agro-Photovoltaik 
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werden hingegen finanziell nicht gefördert oder 
gar nicht genehmigt und somit indirekt bestraft.

Kleinbäuerlich geprägte afrikanische Länder be­
günstigen ebenfalls einseitige Anbausysteme, 
indem Subventionen über die staatlichen ISPs 
an eine einzige Kulturart wie zum Beispiel Mais 
gekoppelt werden. Was ursprünglich der Ernäh­
rungssicherheit diente, da Getreide gut gelagert 
und transportiert werden kann, wirkt sich heute 
negativ aus. Zudem reichen die Subventionen 
nicht aus, um Subsistenzbetrieben eine Perspekti­
ve zu geben. Dennoch beeinflussen sie weiterhin 
maßgeblich die Wahl der Anbaukultur.

Welche Rolle spielt die  
Klimaerwärmung?
Die Klimakrise verschärft die Situation in afrika­
nischen Ländern mit längeren Trockenzeiten.  
So geraten an sich hitze- und trockentolerante 
Anbaukulturen wie Hirse, Mais oder Sorghum 
bereits heute an ihre Grenzen. Ihre Erträge wer­
den in den nächsten Jahrzehnten voraussichtlich 
deutlich sinken.2 Auch die Kornqualität verrin­
gert sich, denn mit steigenden Temperaturen 
sinken die Konzentrationen an lebensnotwen­
digen Spurenelementen.3

Während Landwirt_innen in gemäßigten Tempe­
raturzonen (noch) die Wahl haben, beispielsweise 
mediterrane Pflanzen anzubauen, gibt es diese 
Möglichkeit in heißen Klimazonen nicht. Ab einer 
gewissen Temperatur und bei zu wenigen Regen­
tagen kann keine Kulturpflanze wachsen. In der 

2	  Roudier et al. (2011) / Ramirez-Villegas/Thornton (2015)
3	  Kubota (2019)
4	  Siehe Beispiel Sambia, Neubert et al. (2011)
5	  IPCC (2014)
6	  Faye et al. (2018)

Folge müssten bäuerliche Betriebe in höhere oder  
weniger heiße Lagen umziehen oder ihre Tätig­
keit ganz aufgeben.4 Der Weltklimarat hatte auf 
diese Zusammenhänge in seinem Bericht 2014 
ausdrücklich hingewiesen.5

Solche drastischen Auswirkungen sind schon bei 
1,5 bis 2 Grad Erderwärmung zu erwarten, sodass 
ein Anstieg auch deshalb unbedingt auf 1,5 Grad 
begrenzt werden muss.6 Die bereits deutlich sicht­
baren Folgen des Klimawandels erfordern einen 
enormen Umbau der Landwirtschaft. Doch weder 
in der EU noch in afrikanischen Ländern sind 
bislang systematische Veränderungen im Land­
management erkennbar. Zwar existieren weltweit 
klimapolitische Nationale Anpassungsprogramme 
(NAPs), aber sie werden kaum umgesetzt und 
nicht mit einer nachhaltiger Landwirtschafts­
politik verknüpft.

In vielen afrikanischen Ländern gibt es traditionelle 
Strategien für eine konservierende Landwirtschaft, 
die eine nachhaltigere Bewirtschaftung ermögli­
chen, nicht zuletzt durch den Verzicht auf Herbizide 
und andere chemische Mittel. Bäuerinnen und 
Bauern wenden diese Methoden jedoch kaum noch 
an, weil sie sehr arbeitsintensiv sind und auch  
die kleinbäuerliche Landwirtschaft sich mittlerweile 
einem Fachkräftemangel gegenübersieht.

Viele landwirtwirtschaftliche Betriebe in der EU 
nutzen demgegenüber immer häufiger Klima­
risikoversicherungen. Diese ersetzen oftmals nur 
Schäden, die aus nicht nachhaltigem Anbau stam­
men und verleiten eher zu einem „Weiter so“. 
Gebraucht werden jedoch Förderinstrumente, die 
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einen hohen Arbeitsaufwand und transformative 
Techniken im Sinne des Klimaschutzes belohnen.7

Hunger und Überernährung – 
Spiegelbild der Landwirtschaft
In diesen Nexus von Landwirtschaft und Klima ist 
auch das globale Ernährungssystem verwoben. 
Und es steckt ebenfalls in der Krise: Ende 2020 
waren bis zu 811 Millionen Menschen weltweit 
von Hunger betroffen. Laut dem aktuellem 
Welthunger-Index 2021 litten 155 Millionen Men­
schen mehr als im Vorjahr unter einer akuten 
Ernährungskrise. Das liegt auch an der Corona-
Pandemie und ihren Kollateralschäden wie unter­
brochenen Lieferketten und damit verbundenen 
Preissteigerungen.8 Besonders schwerwiegend  
ist die Situation in Subsahara-Afrika, wo rund  
30 Prozent der ländlichen Bevölkerung an chroni­
schem Hunger leidet.9 Die meisten dieser Men­
schen leben von der Subsistenzlandwirtschaft. Da 
die Erträge aufgrund des Klimawandels stärker 
schwanken, ist die Ernährungssituation instabil 
und geht mit längeren Hungerzeiten zwischen 
den Ernten einher. Hinzu kommen enorme Nach­
ernteverluste, die durch einfache Maßnahmen 
wie kommunale Gemeinschaftsspeicher eigent­
lich vermeidbar wären.10

Naturkatastrophen und unvorhersehbare Nie­
derschlags- und Temperaturextreme gehören 
ebenfalls zu den Ursachen von Hunger. Zudem 
können viele Menschen kein Land bewirtschaften, 
da ihnen der Zugang dazu fehlt. Auch gewalttäti­
ge Unruhen, Konflikte und Kriege, die sich ange­
sichts der Ressourcenknappheit weiter zuspitzen 
werden, wirken sich negativ aus.11 Größte Leid­
tragende sind Kinder und Jugendliche sowie alte 

7	  Jayne et al. (2018b)
8	  Welthunger-Index (2021)
9	  FAO (2020)
10	 Kumar/Kalita (2017) / Neubert et al. (2011)
11	 Welthungerhilfe (2019) / FAO (2018b)
12	 GBD (2015)
13	 Berners-Lee et al. (2018)

Menschen. Bei ihnen führen frühe und anhalten­
de Hungerperioden sehr oft zu lebenslangen  
Entwicklungsrückständen, beziehungsweise bei 
alten Menschen zu einem verfrühten Tod.

Demgegenüber gelten inzwischen weltweit über 
zwei Milliarden Menschen als überernährt. Ausge­
hend von den USA ist daraus ein globales Phäno­
men geworden.12 Adipositas, also starkes Über­
gewicht, steigt auch in der Mittelschicht in vielen 
afrikanischen Städten rasant an. Verstärkt wird 
das Problem durch mangelnde Bewegung und 
eine unausgewogene Ernährung, die aus zu viel 
Fett, Zucker, tierischen Produkten und hochverar­
beiteten Lebensmitteln besteht. In Afrika ist diese 
Fehlernährung vor allem Ergebnis einer „Super­
marktrevolution“. Sie wurde durch sogenanntes 
Telecoupling möglich. Telecoupling bewirkt, dass 
Innovationen oder Wirtschaftsformen über globa­
le Produktions- und Lieferketten in einem Teil der 
Welt in anderen aufgegriffen werden. 

Diese „doppelte Bürde“ von Unter- und Überer­
nährung ist ein Spiegelbild der globalen Landwirt­
schaft. Während lange Zeit ein Anstieg der welt­
weiten Nahrungsmittelproduktion als unerlässlich 
betrachtet wurde, übersteigt die aktuelle Kalo­
rienproduktion den Bedarf um rund 20 Prozent.13 
Die gesundheitlichen Folgen wie Herz-Kreislauf-
Erkrankungen und Diabetes, aber auch Depres­
sionen und Krebs sind in Ländern mit schwachen 
Gesundheitssystemen besonders gefährlich, da 
sie oft unentdeckt oder wegen hoher Kosten un­
behandelt bleiben.
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Dysfunktionale Landwirtschaft 
als Gesundheitsrisiko
Doch nicht nur Mangel- oder Überernährung 
schwächen die Gesundheit, die gegenwärtige 
Landnutzung wirkt sich auch auf anderen We­
gen negativ aus: Für die Landwirtschaft werden 
weiterhin große Flächen gerodet und umgewan­
delt, was die Gefahr von Pandemien erhöht. Die 
Lebensräume von Wildtieren werden zerstört, so­
dass natürliche Barrieren für Viren und Zoonosen 
verschwinden und Krankheitserreger leichter  
auf den Menschen überspringen.14 Daher fordert  
der Weltbiodiversitätsrat (IPBES), mindestens  
30 Prozent der globalen Landfläche unter Schutz 
zu stellen.15

Ein weiteres Beispiel ist der verschwenderische 
Umgang mit wertvollen Antibiotika. Die indust­
rielle Massentierhaltung setzt sogar als „Reserve­
antibiotika“ vorgesehene Mittel im großen Stil 
ein und riskiert, dass sie im Notfall für potenzielle 
bakterielle Erkrankungen bei Menschen un­
wirksam werden. Solche antimikrobiellen Re­
sistenzen haben allein in der EU jährlich etwa 
33.000 Todesfälle zur Folge.16

Eine gesündere und ressourcenschonendere Er­
nährungsweise ist jedoch nicht unmöglich: Wenn 
weniger Tierprodukte konsumiert würden, wäre 
die gegenwärtige weltweite Produktion ausrei­
chend, um alle im Jahr 2050 lebenden Menschen 
zu versorgen. Dafür müssen sich unsere Ernäh­
rungsstile ändern und mehr Lebensmittel mit 
wichtigen Mikronährstoffen wie zum Beispiel 
Früchte und Hülsenfrüchte produziert werden.17 
Dadurch würden wir gesünder leben und zugleich 
die Treibhausgasemissionen deutlich verringern. 
Eine solche Ernährung, die die menschliche und 
die planetare Gesundheit fördert, wird als „Pla­
netary Health Diet“ (siehe Infokasten) bezeichnet 
und mittlerweile von Wissenschaftler_innen aus 
aller Welt empfohlen.18 Zu glauben, globale Er­
nährungssicherheit sei nur eine logistische Frage 
und durch bessere Verteilung zu erreichen, greift 

14	 UNEP (2020) / WBGU (2020): 36 / WEF (2019)
15	 IPBES/ICC (2021)
16	 WBGU (2020): 123 / Cassini et al. (2019)
17	 Berners-Lee et al. (2018)
18	 WBGU (2020) / Willet et al. (2019)
19	 FAO (2018a) / Van Ittersum et al. (2016)

jedoch zu kurz. Denn der globale Handel kann 
dieses Problem nicht lösen. Zum einen ist er in 
seiner jetzigen Form selbst nicht nachhaltig. Zum 
anderen werden Lebensmittel nicht verschenkt, 
sondern müssen eingekauft werden. Viele afrika­
nische Länder sind zunehmend zu Nahrungsmit­
telimporten gezwungen, verausgaben dadurch 
aber knappe Devisen.19 Das ist keine gute Zu­
kunftsstrategie. Nachhaltiger wäre es, dieses Geld 
für den Transfer von Produktionsfaktoren wie 
Bildung, Wissen und Technologien auszugeben, 
um Nahrung möglichst eigenständig und vielfältig 
zu produzieren.

Handlungsempfehlungen

Globale Landnutzung und Landwirtschaft sind 
wesentliche Faktoren im Nexus Ernährung, Klima 
und Gesundheit. Um die Krisen in diesen Berei­
chen nachhaltig zu bewältigen, sind Maßnahmen 
gefragt, die die vielfältigen Wechselwirkungen 
berücksichtigen. Beispiele dafür sind:

	● Vielfältig anbauen und ernähren: Landwirt­
schaft muss systematisch mit einer regionalen, 
gesunden Ernährung verbunden werden. Dazu 
braucht es in Afrika wie Europa eine ökologi­
sche und soziale Subventionspolitik, die sich 
mittelfristig zu einer Gemeinsamen Ökosys­
tempolitik (GÖP) entwickelt und durch einfache 
gesetzliche Veränderungen umgesetzt wird, 
bei denen Stakeholder aus allen relevanten 
Landnutzungsbereichen einbezogen werden.

Planetary Health Diet

Damit alle Menschen auch im Jahr 2050 gesund 
satt werden, braucht es eine globale Ernährungs­
wende. Die Gesundheit der Menschen und des 
Planeten müssen gleichermaßen geschützt wer­
den. Dieser Gedanke steht hinter der sogenann­
ten Planetary Health Diet, die eine gesunde und 
umweltgerechte Ernährung unterstützen soll. 
Dafür muss der Konsum von Obst und Gemüse, 
Hülsenfrüchten und Nüssen ungefähr verdop­
pelt werden, der Verzehr von Fleisch und Zucker 
dagegen halbiert. Zudem muss die Lebensmittel­
produktion nachhaltiger werden.
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	● Böden verbessern: Um die Bodenqualität zu 
steigern, sollten Biomasse und Dung verwen­
det, die Wiederaufforstung vorangetrieben und 
andere Ökosystemdienstleistungen gefördert 
werden. Das erfordert eine zusätzliche Finanzie­
rung von Arbeitskraft. Um auch in der Land­
wirtschaft Subsahara-Afrikas langfristig fossile 
Inputs durch umweltfreundliche Alternativen 
zu ersetzen, sollten vorrangig agrarökologische 
Prinzipien angewandt werden. Die internationa­
le Zusammenarbeit sollte dies unterstützen.

	● Tierhaltung an Flächen binden: In Regionen 
mit industrieller Landwirtschaft sollte die 
Tierhaltung proportional zur Fläche begrenzt 
werden. Als Folge müssen die Tierexportwirt­
schaft, vor allem in Deutschland, reduziert und 
betroffene Betriebe entschädigt werden. In 
Subsahara-Afrika sind gerechte Verteilungssys­
teme zum gemeinsamen Vorteil von Ackerbau­
betrieben und Viehhirt_innenfamilien nötig, 
was vor allem im Sahel letztlich auch als aktive 
Friedensarbeit wirken würde.

	● Antibiotika einschränken: Es sollte verboten 
werden, Antibiotika in der Tierhaltung präven­
tiv einzusetzen. Ein strengeres Vorgehen, wie 
von der EU für 2022 geplant, reicht alleine nicht 
aus. Ein nachhaltiger Umbau der Massentier­
haltung, der sich auch am Tierwohl orientiert, 
wäre die beste Prophylaxe und würde den Ein­
satz von Antibiotika überflüssig machen.

	● Politiken besser vereinbaren: Systematische  
Anpassungspolitiken an die Klimakrise müs­
sen Landwirtschafts- und Umweltpolitik bes­
ser verzahnen. 

	● Empowerment stärken: Landwirtschaftliche 
Akteur_innen sollten gestärkt werden, um  
Herausforderungen in den Bereichen Klima 
und Ernährung meistern zu können. Dazu  
gehört, das Wissen von Landwirt_innen und  
Expert_innen zu erweitern. 20 Erfahrungs­

20	 FAO (2020)
21	 WBGU (2020)

basierte Forschung und Praxis müssen enger 
kooperieren sowie finanziell und politisch  
gefördert werden.

	● Schutzgebiete erweitern: Es braucht eine 
wirksame Schutzgebietspolitik, um Zoonosen 
und Pandemien zu verhindern. Neben einer 
besseren Finanzierung sollten bestehende 
Naturreservate zu größeren Schutzgebiets­
systemen verbunden werden, in denen eine 
nachhaltige landwirtschaftliche Nutzung um­
gesetzt wird.21

Diese Empfehlungen sind als Anfang zu verstehen. 
In den kommenden Jahren braucht es mehr um­
fassende Maßnahmen, um die Landwirtschaft so 
zu gestalten, dass wir die geschilderten elementa­
ren Krisen weltweit bewältigen können.

	● Dr. Susanne Neubert ist promovierte Agrar
wissenschaftlerin und Ökologin und seit 2012 Direk-
torin des Seminars für Ländliche Entwicklung der 
Humboldt-Universität zu Berlin. Sie ist Mitverfasserin 
des Gutachtens „Landwende im Anthropozän: Von der 
Konkurrenz zur Integration“, das 2020 vom Wissen-
schaftlichen Beirat der Bundesregierung Globale Um-
weltveränderungen (WBGU) herausgegeben wurde.

Dr. Susanne Neubert
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Ernährungsempfehlungen im Nachhaltigkeitscheck

1	  Springmann et al. (2020)
2	  Umweltbundesamt (2021)
3	  Springmann et al. (2018)
4	  Willet et al. (2019)
5	  World Health Organization (WHO) (2021)
6	  Renner et al. (2021)

Zu viel Fett und Fleisch, zu viel Salz und Zucker –  
seit Langem ist klar, dass sich viele Menschen 
ungesund ernähren. Empfehlungen und 
Leitlinien der Weltgesundheitsorganisation 
(WHO) und nationaler Stellen wie der Deut­
schen Gesellschaft für Ernährung (DGE) 
sollen hier Abhilfe schaffen und zu einer ge­
sundheitsförderlichen Ernährung beitragen. 
Zahlreiche staatliche und private Institutio­
nen folgen diesem Rat. Doch ökologische 
und soziale Folgen der Nahrungsmittelpro­
duktion werden darin bislang vernachlässigt.

Eine internationale Studie zu Ernährungs­
empfehlungen in 85 Staaten kommt zu dem 
Ergebnis, dass die allermeisten Leitlinien 
globalen Zielen zum Schutz von Klima und 
Umwelt zuwiderlaufen.1 In seiner aktuellen 
Untersuchung „Von der Welt auf den Teller“ 
verdeutlicht das Umweltbundesamt die glo­
balen Auswirkungen unseres Lebensmittel­
konsums: Mehr als die Hälfte der Treibhaus­
gas-Emissionen und knapp 70 Prozent des 
Wasserverbrauchs, die mit der Produktion 
unserer Lebensmittel verbunden sind, fallen 
außerhalb Deutschlands an.2

Eine Analyse der Universität Oxford kommt 
zu dem Schluss, dass die negativen Umwelt­
folgen globaler Lebensmittelsysteme im Zeit­
raum von 2010 bis 2050 sogar noch um 50 bis 
90 Prozent steigen könnten. Dadurch würde 
ein Niveau erreicht, das deutlich jenseits  
der planetaren Grenzen liegt.3 Immer mehr  
Wissenschaftler_innen plädieren daher für  
eine „Planetary Health Diet“ (siehe Infokasten  
auf Seite 16), die weniger Fleischkonsum  
und mehr Obst, Gemüse, Getreide und Hül­
senfrüchte empfiehlt.4

Die Einsicht wächst, dass auch Ernährungs­
empfehlungen einen wichtigen Beitrag zu 
nachhaltigen Ernährungssystemen leisten 
können. So haben die fünf skandinavischen 
Länder Dänemark, Finnland, Island, Norwegen 
und Schweden in ihren ab 2022 geltenden 
gemeinsamen „Nordischen Ernährungsemp­
fehlungen“ (Nordic Nutrition Recommen­
dations) Nachhaltigkeitskriterien erstmals 
vollständig berücksichtigt.5 In Deutschland 
hat die DGE im Sommer 2021 ein „Positions­
papier zur nachhaltigeren Ernährung“ ver­
öffentlicht, um diese Zielstellung zu einem 
festen Bestandteil ihrer Arbeit zu machen.6
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Ernährung, Gesundheit und Kinderarmut

7	  Mensink et al. (2020)
8	  Bundesagentur für Arbeit (o.J.)
9	  Effertz (2021)
10	 Foodwatch (2021) 

Armutsgefährdete und arme Kinder haben 
höhere Gesundheitsrisiken. Sie sind häufiger 
übergewichtig oder adipös und leiden stär­
ker unter psychischen Belastungen. Gründe 
hierfür sind nicht nur finanzieller Natur, 
sondern auch eine eingeschränkte soziokul­
turelle Teilhabe und eine geringere Nutzung 
von Gesundheitsleistungen. Hinzu kommen 
fehlende oder irreführende Informationen 
über die Zusammenhänge zwischen Ernäh­
rung und Gesundheit und letztlich Nach­
haltigkeit. Alle großen Ernährungsstudien 
der vergangenen Jahre zeigen, dass sich die 
meisten Kinder und Jugendlichen in Deutsch­
land nicht ausgewogen ernähren oder  
sich nicht ausgewogen ernähren können.7 

Das hat vielfältige Gründe: Kinder aus Haus­
halten mit einem geringen Einkommen 
haben ein deutlich höheres Risiko für Fehler­
nährung, wie die rund 1,85 Millionen Kinder 
unter 18 Jahren, die auf Grundsicherung an­
gewiesen sind.8 So führt der viel zu niedrige 
Anteil für Lebensmittel im Hartz-IV-Regelsatz 
zu deutlich niedrigeren Standards bei der 
Ernährung, weil Betroffene schlicht zu wenig 
Geld für eine ausgewogene und gesunde 
Ernährung haben. Eine ungesunde und un­
zureichende Ernährung gerade in den ersten 
Lebensjahren und den Wachstumsphasen im 
weiteren Lebensverlauf kann die Gesundheit 

eines Menschen jedoch dauerhaft schädigen. 
Um hier entgegenzuwirken, braucht es eine 
bedarfsgerechte Anhebung der Regelsätze.

Ferner spielen Ernährungs- und Konsumbil­
dung im Alltag kaum eine Rolle. Zwar achten 
mehr und mehr Kindergärten und Schulen 
auf eine ausgewogene und nachhaltige 
Verpflegung. Jedoch: Ob im Supermarkt, im 
öffentlichen Raum oder in den Medien –  
überall warten ungesunde Botschaften und 
Verlockungen. Laut einer Studie der Uni­
versität Hamburg bewerben 92 Prozent 
der Werbespots, die sich an Minderjährige 
richten, ungesunde Lebensmittel. Drei- bis 
13-Jährige sehen davon über 15 Spots pro 
Tag.9 Eine Foodwatch-Analyse zeigt, dass von 
283 untersuchten Kinderlebensmitteln rund 
85 Prozent gemäß den Empfehlungen der 
Weltgesundheitsorganisation als ungesund 
einzustufen sind.10

Viele dieser Lebensmittel sind Teil globaler 
Wertschöpfungsketten mit enorm negati­
ven Auswirkungen auf Klima und Umwelt. 
Alle diese Dimensionen müssen mitgedacht 
werden, um nachhaltige Veränderungen  
zu erreichen und auch für einkommens­
schwachen Menschen Gesundheitsrisiken 
zu minimieren sowie eine ausgewogene 
und gesunde Ernährung zu ermöglichen.
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Gesunde Erde – gesunde 
Menschen
Wer das Klima schützt, sorgt auch für unsere Gesundheit

Hitze, Katastrophen und neue Krankheiten: Die Klimakrise ist auch eine Gesundheitskrise. 
Welche Maßnahmen es braucht, um unseren Planeten und unsere Gesundheit zu schützen, 
erläutern Kerstin Blum und Dr. Eckart von Hirschhausen von der Stiftung Gesunde Erde – 
Gesunde Menschen. 

1	  Watts, N. et al. (2020)

Wo sitzen Sie gerade, während Sie dies lesen? 
Haben Sie einen kühlen Kopf? Den werden wir 
alle brauchen, um der größten Gesundheitsge­
fahr im 21. Jahrhundert etwas entgegenzusetzen: 
der Klimakrise.

Mit jedem Hitzesommer, mit jeder Flutkatastro­
phe wird klarer: Die Klimakrise bedroht unsere 
Gesundheit, in Deutschland und weltweit. Sie 
betrifft uns schon heute und erst recht in Zukunft. 
Gegen Hitze, Starkregen, dreckige Luft und zu­
nehmende Allergien und Infektionskrankheiten 
gibt es keine Wundermittel. Selbst Impfungen, 
Operationen oder technischer Fortschritt können 
uns nur bedingt helfen, denn unsere Lebens­
grundlagen sind in Gefahr. Wir alle brauchen für 
unser Überleben saubere Luft, frisches Wasser, 

gesundes Essen und erträgliche Temperaturen. Es 
ist höchste Zeit, sich klarzumachen: Gesunde Men­
schen gibt es nur auf einem gesunden Planeten.

Schwere Folgen für die  
Gesundheit
Die gesundheitlichen Folgen des Klimawandels 
sind vielfältig und gehen weit über sichtbare 
Katastrophen durch Überschwemmungen oder 
Unwetter hinaus. So wurden in Deutschland im 
außergewöhnlich heißen Sommer 2018 rund 
20.200 hitzebedingte Sterbefälle gezählt. Mehr 
Hitzetote gab es nur in China (62.000) und  
Indien (31.000).1 
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Der Klimawandel führt auch zu längeren Pollen­
flugzeiten. Das Helmholtz Zentrum München 
stellte fest, dass Pollen mehr und – zusammen 
mit Luftverschmutzung – aggressiver werden.2  
Allergien und Atemwegserkrankungen nehmen 
erkennbar zu: Bereits jede_r dritte Deutsche hat 
im Laufe des Lebens eine Allergie3– und eine  
Studie zu Auswirkungen des Klimawandels auf  
Allergien rechnet für Europa mit einer Verdopp­
lung bis Mitte dieses Jahrhunderts.4

Langsam, aber stetig breiten sich zudem neue 
krabbelnde, geflügelte und unsichtbare Krank­
heitserreger – Mücken und Zecken, Bakterien 
und Viren – in unserem Lebensraum aus. Der 
Monitoringbericht der Bundesregierung zum 
Klimawandel liefert dazu besorgniserregende 
Erkenntnisse5: Die „Frühsommermeningoenze­
phalitis“ gibt es schon im Januar; die asiatische 
Tigermücke fühlt sich jetzt in Baden-Württemberg 
wohl; Gewässer wie die Ostsee sind nicht mehr 
Erholungsort, sondern werden durch Blaualgen, 
Zyanobakterien und andere Erreger zur Gefahr. 
Und was wird noch auf uns zukommen?

Menschen in Gesundheitsberufen haben die  
Aufgabe, Leben zu schützen und auf solche  
Gefahren hinzuweisen. Der Deutsche Ärztetag,  
der Kongress der Deutschen Gesellschaft für 
Innere Medizin, der Deutsche Pflegetag und 

weitere wichtige Gesundheitsinstitutionen haben 
begonnen, die Folgen des Klimawandels zu dis­
kutieren und effektiven Klimaschutz zu fordern. 
Endlich! Denn in den kommenden Jahren stehen 
viele Entscheidungen an, die Klima und Gesund­
heit gleichermaßen betreffen. Beispiel Mobilität: 

2	  Helmholtz Zentrum München (o. J.)
3	  Robert Koch-Institut (o. J.)
4	  Lake, I. R. et al. (2017)
5	  Bundesregierung (2019)

Ungebremstes Rasen führt nicht nur zu Unfällen, 
sondern auch zu unnötigem CO2-Ausstoß. Ärzt_innen 
und Pflegekräfte kämpfen täglich um das Leben 
von Unfallopfern, aber zunehmend auch gegen 
Erkrankungen durch Luftverschmutzung. Beispiel 
Landwirtschaft: Weltweit werden durch Massen­
tierhaltung und hohen Pestizidverbrauch nicht 
nur Klimawandel und Artensterben befeuert und 
fruchtbare Böden vernichtet, auch schädliche 
Chemikalien und Antibiotika gelangen bei der 
Produktion und über den Verzehr von Fleisch, 
Obst und Gemüse direkt in unsere Körper.

Chancen für eine gesunde Gesell-
schaft und eine intakte Umwelt
Der Blick auf die 
Gesundheitskos­
ten unseres heu­
tigen Lebensstils 
ändert die Pers­
pektive auf den 
oft diskutierten 
„Verzicht“. Worauf 
genau würden wir 
verzichten – und was gewinnen wir? Die gesell­
schaftlichen und politischen Entscheidungen zur 
Bewältigung der Klimakrise fordern uns sowohl 
als Individuen als auch als Weltgemeinschaft he­
raus. Doch gleichzeitig bieten sie mehr Gesund­
heitschancen und Lebensqualität für uns alle!

Hundert Prozent erneuerbare Energien machen 
nicht nur den Strom sauber, sondern auch die 
Atemwege. Stadtplanung und eine Verkehrs­
wende, die sich mehr an Menschen als an Autos 
orientieren sowie ein verlässlicher öffentlicher 
Nahverkehr im ländlichen Raum regen kreati­
ve Lösungen für unsere Mobilität an. Gerade in 
unseren Städten gibt es viel zu gewinnen: Raum 
für Bewegung und Begegnung, mehr Sicherheit 
vor Unfällen, saubere Luft und mehr Ruhe. Wir 

Es stehen viele Entscheidungen 
an, die Klima und Gesundheit 

gleichermaßen betreffen. 

20.200
hitzebedingte Sterbefälle wurden im 
Sommer 2018 gezählt.
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können unsere Innenstädte so umgestalten, dass  
sie nicht zu Hitzefallen für Ältere und kranke 
Menschen, sondern zu lebenswerten urbanen 
Oasen werden.

Auch die „Planetary Health Diet“ (siehe Infokas­
ten auf Seite 16) predigt nicht einen totalitären 
Veganismus, sondern empfiehlt, deutlich we­
niger tierische Produkte zu essen als wir Deut­
schen derzeit zu uns nehmen. Es bräuchte keine 
Massentierhaltung, die auf nicht-erneuerbare 
Ressourcen aus aller Welt angewiesen ist. Statt­
dessen könnten wir unseren CO2-Fußabdruck 
verkleinern und uns über eine nachhaltige Land­
wirtschaft mit mehr Tierwohl freuen. Gleichzeitig 
würden wir gesünder leben, weil „Zivilisations­
krankheiten“ wie Übergewicht, Herzinfarkt und 
Schlaganfall unwahrscheinlicher werden.

Viele aktuelle Debatten um Verzicht und Verbot 
überzeichnen das Negative und hemmen uns. Je 
ausgewogener und zügiger wir über notwendige 
Veränderungen, Risiken, Chancen und Gerechtig­
keit diskutieren, desto schneller werden wir neue 
Antworten darauf finden, wie wir in Zukunft leben 
wollen. Körperliche und seelische Gesundheit 
sind dabei Werte, die uns als Gesellschaft Orien­
tierung bieten und als Diskussionsgrundlage 
dienen können.

Die Herausforderungen sind riesig, aber wir kön­
nen es schaffen. Denn in unserer vernetzten Welt 
verbreiten sich auch Überzeugungen, Verhaltens­
änderungen und soziale Normen „viral“, wenn sie 
ansteckend genug sind. Lösungen gibt es, Wissen 
ist da – jetzt braucht es politischen Willen und ein 

neues Narrativ, das uns neugierig macht auf die 
Gesellschaft, in der wir gesund und enkeltauglich 
leben wollen. Es könnte lauten: Gesunde Erde – 
gesunde Menschen.

	●Kerstin Blum und Dr. Eckart von Hirschhausen 
leiten die Stiftung Gesunde Erde – Gesunde Men-
schen, die 2020 gegründet wurde. Sie setzen sich 
dafür ein, die Zusammenhänge von Klimawandel, 
Umwelt und Gesundheit anschaulich zu machen. 
Kern ihrer Arbeit ist eine Klimakommunikation, die 
die Menschen erreicht: lösungsorientiert, humorvoll, 
verständlich, beseelt, visionär.

Dr. Eckart von Hirschhausen

Kerstin Blum
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Vom Prinzip zum Recht:  
Niemanden zurücklassen
Nur mit konsequenter Anwendung menschenrechtlicher Prinzipien 
können wir unsere Ernährungssysteme nachhaltig verändern

Ernährungssysteme sind ein Brennglas des Nexus, weil darin wichtige Zusammenhänge und 
Wechselwirkungen sichtbar werden. Roman Herre erörtert, wie mithilfe der Menschenrechte 
Auswirkungen dieser Systeme auf marginalisierte und diskriminierte Gruppen besser verstan-
den und berücksichtigt werden können. Doch das geschieht aktuell viel zu selten. 

1	  IAASTD (2008)

Man kann mit Fug und Recht behaupten, dass 
der gesamte Nexus Ernährung, Gesundheit und 
Klima in einer tiefen globalen Krise steckt. Die 
Hungerzahlen steigen seit sechs Jahren an. So 
gibt die Ernährungs- und Landwirtschaftsorga­
nisation der Vereinten Nationen (FAO) in ihrem 
jüngsten Lagebericht (The State of Food Security 
and Nutrition in the World, SOFI) an, dass etwa 
2,37 Milliarden Menschen im Jahr 2020 moderat 
bis schwer ernährungsunsicher waren. Das ist ein 
Anstieg um gewaltige 720 Millionen Menschen. 
Die Covid-19-Pandemie hat die Krise der öffent­
lichen Gesundheitssysteme weltweit aufgedeckt 
und verschärft. Laut Weltgesundheitsorganisa­
tion (WHO) sind alleine in Brasilien bis Oktober 
2021 über 600.000 Menschen in Zusammenhang 
mit Covid-19 gestorben. Und der menschenge­
machte Klimawandel zeigt sich weltweit – auch in 
Deutschland – mit brachialer Gewalt.

Blaupause für den Nexus-Ansatz

Wie steuern wir aus den Krisen wieder raus? Ein 
aktuell intensiv diskutierter Ansatz ist der Blick 
auf sogenannte Ernährungssysteme (siehe Info­
kasten auf Seite 26). Dieser ganzheitliche „Sys­
tem-Blick“ betrachtet Akteur_innen, Strukturen 
und Wirkungen, die über Ernährung miteinander 
verbunden sind. Er soll helfen, das Silodenken  
von beispielsweise Agrar- oder Gesundheitspolitik 
zu überwinden und die starken Wechselwirkun­
gen deutlich zu machen. Ernährungssysteme sind 
also ein echter Nexus-Ansatz, den der Weltagrar­
bericht schon 2008 anregte, den die Politik bis vor 
Kurzem jedoch weitgehend ignoriert hat.1

Der UN-Sonderberichterstatter für Menschen­
rechte und Umwelt, David Boyd, unterstreicht 
in seinem diesjährigen Bericht die menschen­

23



rechtliche Bedeutung und die Zusammenhänge 
innerhalb der Ernährungssysteme: „Die heutigen 
Ernährungssysteme sind in einem Teufelskreis 
gefangen. Auf der einen Seite werden sie durch 
die globale Umweltkrise bedroht. Auf der anderen 
Seite verschärfen sie diese Krise durch den Aus­
stoß von Treibhausgasen und die Vernichtung von 
Kohlenstoffsenken, die Verschmutzung von Luft 
und Wasser, die Degradierung von Böden, den 
übermäßigen Wasserverbrauch, den Beitrag zum 
Verlust der biologischen Vielfalt und die Erhöhung 
des Risikos von Pandemien durch Zoonosen“.2

Die dreifache Krise kann so auch als eine Krise der  
Ernährungssysteme gesehen werden. Obwohl  
sie nicht mit dem gesamten Nexus gleichzusetzen 
sind, bilden sie einen bedeutenden Ausschnitt  
des Spannungsfeldes Ernährung, Gesundheit und  
Klima. Diese Krise trifft insbesondere margina­
lisierte und diskriminierte Gruppen, die meist  
keine feste Einkommensquelle und keinen Zu­
gang zu sozialen Sicherungssystemen haben.

Was bedeutet es, niemanden  
zurückzulassen?
Niemanden zurücklassen – „Leave no one behind“ 
– ist das Versprechen aller UN-Mitgliedstaaten, 
auf dem die 17 Ziele für nachhaltige Entwicklung 
(SDGs) beruhen. Es bedeutet, „Diskriminierung 
und Exklusion zu beenden und Ungleichheiten 
sowie Verwundbarkeiten zu reduzieren“. Das 
deckt sich mit menschenrechtlichen Grundprinzi­
pien wie Teilhabe und Nichtdiskriminierung. Der 
entscheidende Schritt vom Prinzip „Leave no one 
behind“ hin zu den Menschenrechten ist daher 
nicht so sehr inhaltlicher Natur. Es geht vielmehr 

2	 UN (2021a)
3	 GIZ (2019): 8

darum, die politische Erklärung der Staaten als 
individuelles und gemeinschaftliches Recht ernst 
zu nehmen. 

Michael Fakhri, der UN-Sonderberichterstatter 
zum Recht auf Nahrung, erklärt dies in seinem 
Zwischenbericht von 2021 wie folgt: „Menschen­
rechte schaffen ein aktionsorientiertes System 
basierend auf Pflichten, die durch Recht und 
Gesetze geschaffen wurden.“ Dadurch werden 
marginalisierte und diskriminierte Gruppen zu 
Rechteinhaber_innen und Staaten zu Pflichten­
trägern, die rechenschaftspflichtig gegenüber 
den Rechteinhaber_innen sind. 

Diese Verknüpfung ist für transformative Prozesse 
zentral: Ein Wandel, dem die Menschenrechte 
zugrunde liegen, stellt marginalisierte Gruppen 
wie Landarbeiter_innen oder Menschen ohne 
Gesundheitsschutz ins Zentrum. Er beruht auf 
Teilhabe und Selbstermächtigung. Sie werden 
von Objekten der Statistik – wie etwa bei Zahlen 
zu Hunger oder Pestizidvergiftungen – zu Subjek­
ten, die an Prozessen beteiligt sind. Nur so wird 
sichergestellt, dass sie im Sinne des Versprechens 
der SDGs die primären Nutznießer_innen3 einer 
Transformation sind. 

Der Bericht des UN-Expertengremiums zu Welt­
ernährung von 2020 unterstreicht diese Deutung, 
indem das Konzept der „agency“ ins Zentrum 
gestellt wird. Es betont die Möglichkeit der Men­
schen, „sich in Prozesse einzubringen, die die 
Politik und Regierungsführung der Ernährungs­
systeme gestalten“.

Mehr noch: Mit Menschenrechten können nicht nur  
prozedurale Fragen zu Beteiligung und Mitbe­
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stimmung, sondern auch Interessenkonflikte und 
Machtasymmetrien als wichtige Themen der Ver­
änderung unserer Ernährungssysteme angespro­
chen werden. Wenn wir diese Aspekte ignorieren, 
verhalten wir uns nicht neutral. Wir unterstützen 
die vorherrschenden Strukturen und verschärfen 
vorhandene Ungleichheit und Diskriminierung. 

Schluss mit „exklusiven  
Antworten“
Jede echte Transformation bringt Gewinner_innen 
und Verlierer_innen hervor. Sie bewirkt eine Ver­
schiebung von Einfluss, Macht und Profiten. Da­
her werden im Zusammenhang mit Ernährungs­
systemen eine Reihe von Lösungsansätzen und 
Strategien präsentiert, die aus menschenrechtli­
cher Sicht sehr problematisch sind und auch dem 
Prinzip „Leave no one behind“ nicht gerecht wer­
den. Zwei Beispiele dafür sind „klimasmarte Land­
wirtschaft“ und „nachhaltige Intensivierung“.

Die globalen Lieferketten des industriellen Er­
nährungssystems sind „extrem abhängig von 
hohen Inputs fossiler Kraftstoffe“4. Viele Agrar­
konzerne und Vertreter_innen der industriellen 
Landwirtschaft, die nach harten gesellschaftlichen 
Kämpfen endlich die negativen Klimawirkungen 
ihres Agrarmodells anerkannt haben, werben  
nun für eine „klimasmarte Landwirtschaft“ oder 
eine „nachhaltige Intensivierung“. Was nach 
einem optimistischen Versuch klingt, Agrarpro­
duktion und Klimaschutz zu versöhnen, klammert 
kausale Zusammenhänge zwischen Anbau­
systemen und Treibhausgas-Emissionen in vor-  
und nachgelagerten Bereichen aus. Denn beide 
Ansätze streben zwar einen „effizienteren“,  
dafür aber auf deutlich mehr landwirtschaftliche 
Betriebe ausgeweiteten Einsatz von Düngemitteln 
und Pestiziden an.

4	  UNFCCC (2019)
5	  Heinrich-Böll-Stiftung (2020)

Die Produktion von Düngemitteln ist sehr energie­
intensiv: Stickstoffdünger macht rund 30 Prozent 
des Energieverbrauchs der US-amerikanischen 
Landwirtschaft aus. Wird Dünger auf den Feldern 
umgesetzt, entsteht eine beträchtliche Menge an 
Klimagasen. Laut FAO haben sich die Treibhaus­
gas-Emissionen durch Kunstdüngeranwendung 
seit den 1960er-Jahren von jährlich 71 Millionen 
Tonnen CO2-Äquivalente auf 675 Millionen Tonnen 
im Jahr 2019 fast verzehnfacht. Herstellung und 
Transport sind dabei nicht eingerechnet. 

Auch strukturell offenbaren sich verkürzte Ansät­
ze: Neben Staaten und UN-Organisationen ist das 
Who-is-Who der Düngemittelindustrie Mitglied 
der Globalen Allianz für Klimasmarte Landwirt­
schaft (GACSA), darunter die Verbände Fertilizers 
Europe und International Fertilizer Industry  
Association (IFA) sowie der größte Düngemittel­
konzern Yara. Angesichts der globalen Anstren­
gungen für den Klimaschutz ist ihr klimaschäd­
liches Geschäftsmodell in Gefahr.

Über die GACSA haben Konzerne ein Mittel ge­
funden, die internationale Klimapolitik gewichtig 
zu beeinflussen. Das Ergebnis: Die Allianz hat 
keine klare Strategie, weniger Stickstoffdünger 
einzusetzen, sondern spricht von „optimierter 
Düngung“ und „stickstoffeffizienten Pflanzen“, 
die mehr Stickstoff aufnehmen können.

Zuletzt – und gerade mit Blick auf den Nexus  
entscheidend – klammert die „klimasmarte  
Landwirtschaft“ den für sie wichtigen Einsatz von 
Pestiziden aus. Substanzielle Gesundheitsfra­
gen werden dadurch verdeckt und die enormen 
Wechselwirkungen mit den Bereichen Ernährung 
und Klima vernachlässigt. Herbizide, Fungizide 
und Insektizide sind heute zentraler Bestandteil 
des dominanten Ernährungssystems. Pestizide 
sind verantwortlich für Insektensterben und den 
Verlust der Biodiversität.5 
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Das industrielle Landwirtschaftssystem ist mit 
seinem Fokus auf Monokulturen und den Ein­
satz von Pestiziden klar auf wenige Agrargüter 
ausgerichtet. Diese Rohstoffe werden als stark 
weiterverarbeitete und ungesunde Nahrung  
verkauft, sofern sie überhaupt direkt für die 
Ernährung und nicht als Futtermittel oder Kraft­
stoffe verwendet werden. Laut Food-Outlook  
der FAO von 2021 dienen lediglich 42 Prozent  
der weltweiten Getreideernte der direkten Ernäh­
rung. Gleichzeitig sind stark weiterverarbeitete 
Nahrungsmittel wie Chips oder Tiefkühlpizza  
zu einem erheblichen Teil für Fehlernährung so­
wie Fettleibigkeit verantwortlich. Diese wiederum  
begünstigen Krankheiten wie Bluthochdruck.

Auch die direkten Gesundheitsfolgen des Pestizid­
einsatzes in der Landwirtschaft sind gewaltig. 
Eine aktuelle Übersichtsstudie von Boedeker aus 
dem Jahr 2020 stellt fest, dass es weltweit jähr­
lich 385 Millionen akute, unbeabsichtigte Ver­
giftungen gibt. Systematisch betroffen sind vor 
allem Landarbeiter_innen und ländliche, oft auch 
indigene Gemeinden, wie der FIAN-Bericht zu 
Pestiziden in Lateinamerika von 2020 zeigt. Das 
Partnerschaftsabkommen zwischen der FAO und 
dem Lobbydachverband der Pestizid- und Saat­
gutindustrie Croplife aus dem Jahr 2020 macht es 
noch schwieriger, transformative und basisorien­
tierte Ansätze politisch zu stärken. Denn ein Drit­
tel der Gewinne der Unternehmen hinter Croplife 
basieren auf dem Verkauf hochgiftiger Pestizide – 
Interessenskonflikte sind also vorprogrammiert.  

Schließlich ist die Anwendung von Pestiziden auch 
klimaschädlich, da sie biologische Organismen 
im Boden reduzieren und damit die CO2-Bindung 
deutlich minimieren.6

6	  Gunstone et al. (2021)

Transformation tut weh – aber 
bitte nicht den Armen!
Was zeigen diese Beispiele? Die Lösungsvorschlä­
ge der beiden Modelle setzen letztlich darauf, die 
industrielle Landwirtschaft beizubehalten oder 
gar zu stärken. Sie sind Ergebnis einer gewinn­
maximierenden Politikgestaltung. Mächtige 
Akteur_innen verhindern wichtige Impulse für 
die Transformation der Ernährungssysteme dank 
einer gut organisierten Einflussnahme. 

Zusammenschlüsse von marginalisierten Gruppen 
wie Kleinbäuerinnen und Kleinbauern streben 
hingegen eine alternative Landwirtschaft an. 
Es geht ihnen vor allem darum, ihre Menschen­
rechte auf Gesundheit, Nahrung, saubere Um­
welt und andere Grundrechte zu verteidigen. 
Trotz des völkerrechtlich verbrieften Anspruchs 
auf legitime Teilhabe werden sie aber weitge­
hend ausgeschlossen oder nur in Form einer 
Alibi-Beteiligung eingebunden.

Durch die menschenrechtliche Brille betrachtet 
sind Betroffene von Hunger, Klimawirkungen 
oder Pestizidvergiftung Rechteinhaber_innen und 
müssen angemessen mitwirken können. Ihre 
Rechte werden in zentralen Entscheidungspro­
zessen allerdings nicht angesprochen. Staatliches 
Handeln schafft hier keine Abhilfe, obwohl es 
eigentlich einem breiten öffentlichen Interesse, 
der Gesundheit der Bevölkerung und der Siche­
rung der Lebensgrundlagen künftiger Generatio­
nen dienen sollte.

Ernährung ganzheitlich begreifen

Das Konzept der Ernährungssysteme umfasst alles, 
was die Produktion, die Verarbeitung, die Vertei­
lung und die Zubereitung sowie den Verzehr von 
Nahrungsmitteln betrifft. Es bietet einen ganzheit­
lichen Blick auf die gesundheitlichen, ökologischen, 
sozialen und wirtschaftlichen Auswirkungen des 
Handelns seiner vielfältigen Akteur_innen. Der An­
satz soll Regierungen, Agrarindustrie, Bäuerinnen 
und Bauern, Handelstreibende, Konsument_innen 
und Basisinitiativen ermöglichen, ihr Handeln sys­
temisch und nachhaltigkeitsorientiert zu gestalten.
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Auch sind marginalisierte Gruppen nicht die 
primären Nutznießer_innen solcher Strategien, 
was dem Prinzip „Leave no one behind“ zuwider­
läuft. Auf dessen Basis würden sich beispielsweise 
folgende Fragen stellen: Wie können die Millionen 
Kleinbäuerinnen und Kleinbauern, Landarbei­
ter_innen und Anwohner_innen von Industrie­
plantagen angemessen vor Pestizidbelastungen 
geschützt werden? Wie kann die Industrie für 
massive Gesundheitsschäden zur Rechenschaft 
gezogen werden? 

In der Tat haben Indigene, Kleinbäuerinnen und 
Kleinbauern, Kleinfischer_innen, Pastoralist_in­
nen, Arbeiter_innen, Frauen und Gewerkschaften 
völlig andere Vorstellungen, wie sich die Ernäh­
rungssysteme verändern sollten. Sie fordern bei­
spielsweise seit vielen Jahren ein Verbot aller als 
hochgefährlich eingestuften Pestizide, effektive 
Möglichkeiten für Klagen und Wiedergutmachun­
gen sowie ein Verbot von Pestizidsprühungen per 
Flugzeug – in Europa übrigens aus gutem Grund 
nicht zulässig. 

Viele Basisorganisationen setzen sich auch dafür 
ein, einseitige und extrem teure Subventionen 
für Kunstdünger umzuschichten, um staatliche 
Ressourcen für transformative Ansätze wie eine 
agrarökologische Diversifizierung freizusetzen.7 
Sie können sich dabei auf internationales Recht 
beziehen. So legt beispielsweise die UN-Deklarati­
on über die Rechte von Kleinbauern (UNDROP) in 
Artikel 14.2 konkret fest, dass Bäuerinnen, Bauern 
und andere Menschen, die in ländlichen Gebieten 

7	  Ein interessantes Beispiel aus Sambia ist die Zusammenarbeit von African Centre for Biodiversity (ACB), Kasisi Agricultural 
Training Centre (KATC), Namushakende Farming Institute (NFI) und Zambia Alliance for Agroecology and Biodiversity (ZAAB), 
zambianagroecology.org 

8	  CSM (2020)
9	  Globale Gewerkschaft Lebensmittel, Landwirtschaft, Hotels und mehr (IUF) (2021)

arbeiten, das Recht besitzen, keinen gefährlichen 
Chemikalien ausgesetzt zu sein.8 

Die Einhaltung von Menschenrechten und die 
Anwendung von Menschenrechtsinstrumenten 
wie der UNDROP, der UN-Deklaration der Rechte 
Indigener Völker (UNDRIP) oder der Verträge  
der Internationalen Arbeitsorganisation (ILO) 
sind keine freiwilligen Leistungen, sondern 
grundlegende Ansprüche. Ein breites Bündnis 
zivilgesellschaftlicher Gruppen kämpft daher 
gegen die neue Partnerschaft der FAO mit dem 
Lobbyverband der Pestizid- und Saatgutherstel­
ler Croplife,9 dessen Unternehmen ein Drittel 
ihrer Gewinne mit dem Verkauf hochgiftiger Pes­
tizide machen. Dieser privilegierte Zugang des 
Verbandes steht dem Menschenrechtsansatz, 
diskriminierte Gruppen besonders einzubezie­
hen, diametral entgegen. Zudem fehlen wirk­
same Mechanismen, um Interessenskonflikte zu 
identifizieren und zu vermeiden.

Der Ansatz der Agrarökologie stellt hingegen 
eine echte Alternative dar, weil er wegen seines 
ganzheitlichen Blicks Lösungen für den gesam­
ten Nexus bietet. Durch die Reduktion externer 
Inputs, den Aufbau der Böden, den Anbau von 
gesunder, vielfältiger Nahrung oder den Blick 
auf Machtasymmetrien ist Agrarökologie ein 
wahrer Alleskönner. Der Ansatz wird von länd­
lichen Bewegungen weltweit praktiziert und 
politisch eingefordert. Die FAO hat ihn 2014 auf­
gegriffen und 2018 mit zehn Prinzipien konkreti­
siert. 56 deutsche Organisationen von Misereor 
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über die Zukunftsstiftung Landwirtschaft bis hin zu 
FIAN10 unterstützen den Ansatz der Agrarökologie. 

All dies zeigt, dass eine Gleichstellung von Unter­
nehmen, Staaten und der Bevölkerung über so­
genannte Multi-Stakeholder-Plattformen wie der 
GACSA sehr problematisch ist. 

Handlungsempfehlungen

Der Kampf um substantielle Veränderungen im 
Nexus Ernährung, Gesundheit und Klima ist damit 
im Kern auch ein Kampf gegen Strategien mit 
starken Partikularinteressen und starkem Macht­
gefälle auf der einen Seite – und für eine rechte­
basierte Politik auf Basis öffentlicher Interessen 
auf der anderen. Will man den rechtebasierten 
Ansatz stärken, müssen Machtfragen im Nexus 
an den Anfang gestellt und das Prinzip „Leave no 
one behind“ mit Menschenrechten unterfüttert 
werden. Wie kann das gelingen?

	● Marginalisierte Gruppen ins Zentrum stellen 
und sinnvoll beteiligen: Diese Gruppen –  
von der Kleinbäuerin über die Landarbeiterin 
bis zum Migranten – müssen nicht nur primär 
und direkt von Nexus-Strategien profitieren. 
Sie müssen auch aktiv und maßgeblich an der 
Ausgestaltung der Strategien beteiligt und ihre 
Forderungen deutlich stärker berücksichtigt 
werden. Wichtige Stichworte sind hier unter 
anderem Agrarökologie und Ernährungssouve­
ränität. Ein Positivbeispiel ist der inklusive Welt­
ernährungsausschuss (Committee on World 
Food Security, CFS). Zudem sollte die Bundes­
regierung eine Strategie zum differenzierten 

10	 Agrarkoordination et al. (2019)

Umgang mit der Zivilgesellschaft ausarbeiten. 
Menschenrechtlich gesehen müssen Organisa­
tionen von Betroffenengruppen wie Landlosen 
oder Landarbeiter_innen Priorität genießen.

	● Interessenskonflikte erkennen und auf-
lösen: Angesichts der großen Einflussnahme 
privatwirtschaftlicher Akteur_innen müssen 
national und international – nicht zuletzt in der 
Entwicklungszusammenarbeit – robuste und 
transparente Mechanismen zur Bearbeitung 
von Interessenskonflikten geschaffen bezie­
hungsweise gestärkt werden. Dies gilt beson­
ders für Multistakeholder-Initiativen, in denen 
Rechteinhaber_innen und Pflichtenträger auf 
problematische Weise mit privaten Unterneh­
men gleichgesetzt werden.

	● Impulse aus dem UN-Menschenrechtssys-
tem systematisch aufgreifen: Die vielen wich­
tigen Empfehlungen und Erklärungen aus dem 
UN-Menschenrechtssystem zum Nexus verpuf­
fen hierzulande weitgehend. Eine ressortüber­
greifende Arbeitsgruppe der Bundesregierung 
sollte zum Beispiel die Empfehlungen der UN-
Sonderberichterstatter_innen zum Recht auf 
Nahrung oder eine gesunde Umwelt auswer­
ten und konkrete Maßnahmen erarbeiten. Das 
aktuell vom Menschenrechtsrat ausgespro­
chene Mandat für eine_n Sonderberichterstat­
ter_in zu Menschenrechten und Klimawandel 
ist auch für den Nexus eine Bereicherung. Für 
dieses Mandat haben sich die Bundesregie­
rung und zivilgesellschaftliche Organisationen 
gemeinsam stark gemacht. 
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	● Agrarökologie als transformativen und 
holistischen Ansatz stärken: Die Bundes­
regierung hat hierfür bereits erste Schritte 
unternommen. Um Agrarökologie jedoch 
als Konzept für eine soziale und ökologische 
Transformation von Ernährungssystemen 
nachhaltig in der Politik der Bundesregierung 
zu verankern, sollte im Bundesentwicklungs­
ministerium (BMZ) ein eigenes Referat  
geschaffen sowie ein seit Langem von der 
BMZ-Leitung zugesagter Aktionsplan zu  
Agrarökologie auf den Weg gebracht werden.

	● Institutionen und bestehende Formate fit 
für den Nexus machen: Es gibt zudem nied­
rigschwellige Möglichkeiten, den ganzheit­
lichen Nexus-Blick besser zu nutzen. So sollte 
das Bundesumweltministerium (BMU) in den 
Arbeitskreis Welternährung aufgenommen 
werden, in dem sich die Bundesministerien 
für Entwicklung und Landwirtschaft mit Wis­
senschaft, Zivilgesellschaft und Privatsektor 
austauschen. Bei der Gestaltung solcher Aus­
tauschformate sollte grundsätzlich geprüft 
und evaluiert werden, welche weiteren Minis­
terien und Institutionen für eine angemessene 
Bearbeitung komplexer Fragen einbezogen 
werden müssen.

Diese fünf Empfehlungen zeigen: Es gibt Wege 
aus der dreifachen Krise von Ernährung, Gesund­
heit und Klima. Die Menschenrechte sind hierfür 
der wichtige rechtliche Rahmen, der die vielen 
unterschiedlichen Akteur_innen mit globalen 
Prozessen und Strukturen verbindet. Dadurch 
kann erreicht werden, dass tatsächlich niemand 
zurückgelassen wird und das „zentrale trans­
formative Versprechen der SDGs“ Wirklichkeit 
werden kann. 

	●Roman Herre ist Agrarreferent der Menschen-
rechtsorganisation FIAN. Seine Arbeitsschwerpunkte 
sind Landkonflikte, ländliche Entwicklung und Welt-
ernährung. Ein zentrales Anliegen seiner Arbeit ist es, 
ländliche soziale Bewegungen und Basisorganisatio-
nen in Politikprozessen nach dem Motto „Nichts über 
uns ohne uns!“ zu stärken.

Roman Herre
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Fließende Übergänge
Wie das Verhandlungsgeschick von Wanderhirt_innen helfen kann, mit 
Klima- und Ernährungskrisen umzugehen

In Gegenden, in denen sich kaum etwas anpflanzen lässt, haben wandernde Viehhirt_innen 
ihre Lebensweise über Generationen so an trockene Böden und geringe Vegetation ange-
passt, dass sie viele Millionen Menschen versorgen können. Wer ihre Strategien und Verhand-
lungspraktiken versteht, kann viel über gemeinschaftliche Lösungen für den Klimawandel 
und für Ressourcenkonflikte lernen. Simon Peter Longoli von der Organisation Karamoja 
Development Forum blickt auf die Bedeutung indigenen Wissens.

„Ich fühle mich als Ugander. Hier habe ich mein 
Leben verbracht“, sagte mir vor einiger Zeit  
Ekeno Lokuyonimoe, ein 70-jähriger Kenianer 
vom Volk der Turkana, als wir die steilen Hänge 
des Mount Moroto an der kenianisch-ugandischen 
Grenzen erklommen. Wir waren auf der Rückreise 
von Lodwar im Westen Kenias, dem größten Ort 
der Turkana. Dort hatten wir uns mit kenianischen 
Regierungsvertreter_innen getroffen, um über  
ein besseres Wasserressourcen-Management in 
der Grenzregion zu sprechen.

Ekeno ist einer von rund 22 Millionen Menschen, 
die in Afrika südlich der Sahara als wandernde 
Viehhirt_innen leben. Diese Pastoralist_innen 
und ihre Kamele, Rinder, Schafe und Ziegen sind 
auf der Suche nach Nahrung und Wasser oft 
Hunderte Kilometer unterwegs. Sie durchqueren 
Gemeinden und Regionen und passieren auch 
Landesgrenzen, was immer wieder zu Streitigkei­
ten zwischen Behörden und Regierungen führt. 

Doch Ekeno, seine Familie und Tausende von 
kenianischen Viehzüchter_innen leben seit  
Jahren ohne Probleme im Weidegebiet Kobebe  
im Distrikt Moroto in Karamoja, der nordöst­
lichsten Region Ugandas. Die Viehwirtschaft 
sichert dort den Lebensunterhalt für rund  
1,2 Millionen Menschen, und Kobebe ist wegen 
seiner vielen natürlichen Wasserquellen von  
großer Bedeutung für die Hirt_innen.

Neben den Turkana nutzen auch vier andere eth­
nische Gruppen das Gebiet, die in der Vergangen­
heit aus vielerlei Gründen wiederholt gewaltsam 
aneinandergeraten waren. Dazu beigetragen hatte 
auch die Verbreitung von Maschinengewehren 
infolge kriegerischer Konflikte in Uganda und 
anderen Ländern Ostafrikas. Vor einem Jahrzehnt 
gingen die Spannungen jedoch zurück, weil die 
ugandische Regierung eine generelle Entwaffnung 
durchführte und zusammen mit internationalen 
Partnerorganisationen einen Staudamm errichtete, 
wodurch Wasser leichter zugänglich wurde.

30

EINBLICKE



Über knappe Ressourcen  
verhandeln
Der fortschreitende Klimawandel und die zuneh­
mende Wasserknappheit führen nun zu neuen 
Problemen. Viele Außenstehende und auch die 
eigenen Regierungen sehen die Pastoralist_innen 
dabei leider immer noch als chaotische, konkur­
rierende und unkontrollierbare Nutzer_innen­
gruppen. Sie übersehen, dass über gemein­
schaftliche Ressourcen meist sehr rücksichtsvoll 
und versiert verhandelt wird. In Karamoja etwa 
wird dafür ein traditionelles Verfahren namens 
Etamam (siehe Infokasten auf Seite 32) benutzt. 
In der lokalen Sprache bedeutet dies so viel wie 
„eine Botschaft senden“. Speziell geschulte Abge­
sandte verhandeln dafür mit Gastgemeinden über 
den Zugang zu Wasser und Weideland für ihr Vieh.

Betrachtet man die Mobilität von Pastoralist_innen­
gruppen als intelligente Anpassungsstrategie 
an Klimaveränderungen, werden Verfahren wie 
Etamam zu wichtigen Instrumenten für den erfolg­
reichen und konfliktfreien Zugang zu Ressourcen. 
Pastoralist_innen bewahren diese Praktiken seit 
jeher, und auch die junge Generation behält sie  
bei und erweitert sie um eigene Elemente. Sie 
nutzen etwa moderne Technologien wie Mobiltele­
fone, um Dialog- und Verhandlungsprozesse zu 
beschleunigen und damit den Zugang zu Nahrung 
und das Überleben der Tiere zu sichern.

Gemeinschaften wie die Turkana wissen, dass ihre 
mit reicheren Wasser- und Weideressourcen ge­
segneten Nachbar_innen sie nicht im Stich lassen 
werden. In den meisten Fällen geht es bei den  
Verhandlungen mehr um die Klärung konkreter 
Nutzungsbedingungen als um ein generelles Ja 
oder Nein. Die Hirt_innen sagen: „Niemand kon­
trolliert die Sonne“, was in ihrer Kultur ein Gefühl 
gegenseitiger Unentbehrlichkeit beschreibt – und 
sich auch auf das Klima übertragen lässt, das nie­
mand kontrollieren kann. Ekeno erklärte mir dazu:

Von Betroffenen zu  
Klimadiplomat_innen 
Für die vom Klimawandel am stärksten betroffe­
nen Menschen, zu denen die Turkana gehören, 
ist der enge Austausch mit den Gastgemeinden 
selbstverständlich. Deshalb arbeiten Tausende 
von „Klimadiplomat_innen“ daran, dass ihre  
Familien in schwierigen Zeiten gut versorgt sind.

Der Schutz von Gemeinschaftsgütern ist seit 
jeher ein besonderes Anliegen von Hirtenvöl­
kern auf der ganzen Welt. Doch konkurrierende 
Landnutzungen – und damit verbundene Wirt­
schaftsinteressen – durch Bergbau, Infrastruk­
tur, Landwirtschaft oder Tourismus untergraben 
dieses Ansinnen. Solche Einzelinteressen haben 
das große Ganze nicht im Blick, anders als die 
Überlebensstrategien von Pastoralist_innen.

In globalen Debatten über die Auswirkungen 
und die Eindämmung des Klimawandels werden 
solche Zusammenhänge kaum beachtet. Die 
zentrale Rolle von Pastoralist_innen für resiliente 
Gesellschaften wird meist übergangen. Dabei 
müsste sie in den Mittelpunkt der Politikge­
staltung rücken, denn umherziehende Herden 
sichern – nicht nur in Afrika – den Lebensunter­
halt von Millionen von Menschen.

Die Brust der Turkana  
[von der wir gesäugt werden] 

ist Moroto. Wenn eine Dürre zu-
schlägt, dann ist Moroto unser 

erster Zufluchtsort. Selbst wenn 
der Hunger uns hart trifft, kommt 

aus Moroto schnelle Hilfe.

31

EINBLICKE



Genauso müssen alle indigenen Völker und ihr 
ganzheitliches Verständnis von Natur, Ressour­
cen und Zusammenleben mehr Gewicht be­
kommen. Der Dialog mit und die Teilhabe von 
indigenen Völkern in der nationalen und interna­
tionalen Politik sind jedoch weiterhin keine gän­
gige Praxis. Vertane Chancen, denn wer diese 
traditionellen und gleichzeitig modernen Prakti­
ken einbezieht, ebnet Wege zu nachhaltigeren  
Lebensstilen und Gesellschaften.

Ein tieferes Wissen über pastoralistische Institutio­
nen und Methoden würde zu wirksamerem Klima- 
und Umweltschutz beitragen – und so anpassungs­
fähig wie diese Kulturen sind, können sie formelle 
staatliche Systeme nur bereichern. Andersherum 
müssen auch Politik und Wirtschaft, Technologie 
und Wissenschaft lernen, wie sie jenseits von Fort­
schrittsglauben und Machtpolitik das große Ganze 
klug und respektvoll bewahren können.

	• Simon Peter Longoli leitet die Organisation  
Karamoja Development Forum (KDF), die sich für  
die Belange von Pastoralist_innen einsetzt. Er  
war 2018 UN Fellow of Indigenous Peoples‘ Rights  
und beteiligt sich regelmäßig an internationalen  
Klimadebatten. Longoli arbeitet mit den Vereinten  
Nationen und der ugandischen Regierung an Aktions
programmen zur Verbesserung der Situation von 
indigenen Völkern in Uganda. 

Simon Peter Longoli

Dialogverfahren Etamam

Etamam ist die traditionelle Verhandlungsweise 
der Viehhirt_innen in Karamoja, Uganda. Sie 
dient dazu, Zugänge zu Weideland und Wasser 
auszuhandeln. Zunächst werden Kundschafter_
innen ausgesandt, um neue Weideflächen oder 
Tränken aufzutun. Sind angemessene Flächen 
gefunden, nehmen Emissär_innen Kontakt mit 
den Land- und Wasserbesitzer_innen auf. Die 
Verhandlungen können Tage oder Wochen dau­
ern. Ausgehandelt werden die Bedingungen des 
Zugangs und der Umgang mit Konflikten.
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Lose Fäden
Über die Verantwortung von Unternehmen und Politik in der  
Textilindustrie

Mit ihrem Handeln können Unternehmen die Ernährungssituation und Gesundheit der Men-
schen im globalen Süden stark beeinträchtigen. Besonders drastisch zeigt das die Textil
branche. Die Autorinnen Heike Drillisch und Sandra Dusch erläutern, wie eng auch hier 
Ernährung, Gesundheit und Klima zusammenhängen.

1	  Europäisches Parlament (2020)
2	  ebd.

Gesundheitsschädliche Arbeitsplätze, Krankheiten  
durch verseuchte Böden und Gewässer, unzu­
reichende Ernährung durch niedrige Löhne 
und zerstörte Lebensgrundlagen: Das sind die 
Folgen, die globale Lieferketten für Millionen 
von Menschen haben. Verschärft werden diese 
Ernährungs- und Gesundheitsprobleme durch 
das Anheizen des Klimawandels, zu dem viele 
Wirtschaftszweige beitragen.

Die Textilindustrie ist einer der Sektoren, in denen 
sich die negativen Folgen für Mensch und Um­
welt besonders deutlich zeigen. Als zweitschäd­
lichste Industrie, gleich nach dem Ölsektor, trägt 
sie in erheblichem Maße zum Klimawandel bei.1 
Mit rund 150 Milliarden produzierten Kleidungs­
stücken verursacht sie jährlich schätzungsweise 
zehn Prozent der weltweiten CO2-Emissionen –  
mehr als internationale Luftfahrt und Seeschiff­
fahrt zusammen. Ein Großteil der Textilien be­
steht aus Kunstfasern und Viskose, also aus Erdöl 
und Holz. Hunderte Millionen Barrel Öl und Bäu­
me werden dafür jedes Jahr verbraucht.

Globale und lokale Folgen der 
Textilproduktion
Baumwolle bindet zwar beim Wuchs Kohlenstoff­
dioxid, doch der immense Verbrauch von Dün­
gemitteln, Pestiziden und Wasser insbesondere 
beim konventionellen Baumwollanbau erhöht 
den CO2-Fußabdruck und hat ökologische Folgen, 
die die Gesundheit vieler Menschen beeinträch­
tigen. Während über zwei Milliarden Menschen 
keinen Zugang zu sauberem Trinkwasser ha­
ben, werden für die Herstellung eines einzigen 
Baumwoll-T-Shirts rund 2.700 Liter Süßwasser 
benötigt. Das ist in etwa so viel, wie ein Mensch 
in zweieinhalb Jahren trinkt.2

Der Transport und die Nutzung von Textilien haben  
ebenfalls einen großen ökologischen Fußabdruck. 
Einzelteile werden über den Globus hin- und her­
bewegt und legen dabei manchmal bis zu 50.000 
Kilometer zurück. Viele Kleidungsstücke werden 
nur für kurze Zeit getragen und dann aussortiert. 
Diese schnellen Abläufe werden auch als „Fast 
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Fashion“ bezeichnet – durch sie steigt der Ver­
brauch von Kleidung und damit die Klimabelas­
tung kontinuierlich.

Der Klimawandel trifft wiederum solche Menschen 
besonders hart, die in ihrer Heimat durch Baum­
wollanbau oder Abholzung ohnehin unter Was­
serstress leiden. Das bedeutet, dass sie zu wenig 
Wasser haben und hohen Risiken wie Umwelt­
schäden und wirtschaftlichen Krisen ausgesetzt 
sind. Dadurch verlieren viele Bäuerinnen und 
Bauern ihre Lebensgrundlagen.

Die Arbeit in der Textilproduktion wird durch den 
Klimawandel immer belastender und gefähr­
licher, da zahlreiche Produktionsstätten kaum 
belüftet oder klimatisiert sind, obwohl sie in den 
heißesten Regionen der Erde liegen.

Die gezahlten Löhne reichen oftmals nicht aus, 
um Familien eine ausgewogene Ernährung zu si­
chern. Mangelernährung, ungesunde Arbeitsplät­
ze und fehlender Arbeitsschutz – all das macht 
krank. Frauen sind davon besonders betroffen. 
In vielen Teilen der Welt schränkt Armut darüber 
hinaus den Zugang zu Gesundheitsversorgung 
ein, weil Gesundheitssysteme vor Ort oft schlecht 
ausgestattet oder medizinische Leistungen un­
erschwinglich sind. Die Covid-19-Krise hat diese 
prekäre Situation weiter verschärft.

Existenzsichernde Löhne und 
internationale Arbeitsstandards
Ein zentrales Instrument, um die Produktionsbe­
dingungen in der Textilindustrie zu verbessern, 
ist die Zahlung existenzsichernder Löhne. Arbei­
ter_innen und ihren Familien wäre es dadurch 
möglich, sich gesünder zu ernähren; Hunger und 
Mangelernährung, vor allem bei Frauen und Kin­
dern, würden zurückgehen.

Um höhere Löhne in der Textilbranche zu etablie­
ren, müssen Dialogstrukturen aufgebaut und  
gefördert werden. Ein Beispiel ist die ACT Ini­
tiative on Living Wages, eine Kooperation von 
Gewerkschaften und Markenfirmen der Textil­
industrie, die eine branchenweite Zahlung  
von existenzsichernden Löhnen anstrebt.

Davon abgesehen müssen Unternehmen Men­
schenrechte achten und die Arbeitsschutzstan­
dards der Internationalen Arbeitsorganisation 
(ILO) einhalten. Global operierende Unternehmen 
müssen dafür auch bei ihren Zulieferern Sorge 
tragen und ihre Einkaufspraktiken entsprechend 
gestalten, beispielsweise ausreichend hohe Preise 
und faire Lieferfristen garantieren. Das deutsche 
Lieferkettengesetz ist ein wichtiger Schritt. Es 
braucht aber ein europaweites Recht. 

In der Textilindustrie sind weltweit vornehm­
lich Frauen tätig. Sie sind von den (klimabedingt 
verstärkten) gesundheitsgefährdenden Arbeits­
bedingungen besonders betroffen, vor allem 
schwangere und ältere Arbeitnehmerinnen. 
Daher sollten Unternehmen die Risiken für die 
Gesundheit und Ernährung der Arbeiter_innen in 
ihren Lieferketten geschlechtsspezifisch erfassen 
und bei Bedarf gezielt für Abhilfe sorgen.

Klimabilanzen drastisch  
verbessern
Weniger Handel, Logistik und Verkehr sowie ein 
erheblicher Rückgang der Nachfrage hatten  
zu Beginn der Corona-Pandemie positive Auswir­
kungen auf die Klimabilanz der Textilbranche. 
Doch dieser kurzfristige Effekt wird den Klima­
wandel und seine schädlichen Auswirkungen  
auf Arbeitnehmer_innen und kleinbäuerliche 
Landwirtschaft nicht bremsen. Dafür braucht  
es ein grundlegendes Umdenken.

Existenzsichernde Löhne

Der existenzsichernde Lohn ist ein Menschen­
recht. Er wird definiert als ein Einkommen, das 
ausreicht, um einen angemessenen Lebensstan­
dard für eine_n Arbeitnehmer_in samt Familie zu 
gewährleisten, und das in einer regulären Arbeits-
woche von nicht mehr als 48 Stunden verdient 
werden kann. Dieser Lohn muss für angemessene 
Nahrung, Wasser, Wohnung, Bildung, Gesund­
heitsversorgung, Transport, Kleidung und einen 
finanziellen Freiraum ausreichen, einschließlich 
Ersparnissen für unerwartete Ereignisse.
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Klima- und Menschenrechtsschutz müssen in der 
Textilindustrie verbindlich und wirksam verankert 
werden. Um die Risiken für die Ernährung und 
Gesundheit der Arbeiter_innen in den Produkti­
onsländern zu beenden, müssen sowohl existenz­
sichernde Löhne und guter Arbeitsschutz flächen­
deckend eingeführt als auch die Verwendung 
ökologisch produzierter und weniger klimaschäd­
licher Materialien vorangetrieben werden.

Für die Politik in Deutschland ergibt sich daraus 
dringender Handlungsbedarf. Das muss jetzt bei 
uns geschehen:

	● Die Bundesregierung muss gesetzliche Re­
gelungen beschließen, die den Umstieg auf 
ökologisch produzierte und klimaneutrale 
Materialien vorantreiben, etwa durch verbindli­
che Ziele für die minimale Nutzung von Primär­
rohstoffen. Sie muss Anreize schaffen, damit 
Kleidung länger getragen und wiederverwen­
det wird, etwa indem Recycling und Upcycling 
gezielt gefördert werden. Die Bundesregierung 
sollte zudem die systematische Umsetzung 
der EU-Strategie für nachhaltige Textilien in 
Deutschland fördern.

	● Die Bundesregierung muss dafür Sorge tragen, 
dass Unternehmen mit Zugang zum deutschen 
und europäischen Markt die Risiken für Ernäh­
rung und Gesundheit und die Angemessenheit 
von Löhnen und Einkommen umfassend und 
geschlechtsspezifisch erfassen. Eventuelle Ver­
gehen müssen zeitnah sanktioniert werden.

	● Mit Blick auf die EU-Regulierung zur unter­
nehmerischen Sorgfaltspflicht muss sich die 
Bundesregierung dafür einsetzen, dass die 
Sorgfaltspflichten explizit für die gesamte 
Lieferkette gelten, auch für die im Textilbereich 
vorherrschenden kleinen und mittleren Unter­
nehmen. Unternehmen müssen bei Missach­
tung der Pflichten haften und eine allgemeine 
umweltbezogene Sorgfaltspflicht muss fest­
gelegt werden, die auch den Klimaschutz 
einschließt. Die Regulierung muss auch eine 
zivilrechtliche Haftung ermöglichen. Betroffene 
von Menschenrechtsverletzungen durch Unter­
nehmen müssen vor europäischen Gerichten 
Schadensersatz einklagen können.

	● Die Bundesregierung muss sich zudem aktiver 
in den Prozess für ein UN-Abkommen zu  
Wirtschaft und Menschenrechten einbringen. 
Die Vereinbarungen zielen darauf ab, endlich 
in der gesamten Lieferkette für einen besseren 
Schutz der Gesundheit (inklusive Anspruch  
auf gute Ernährung) von Arbeitnehmer_innen 
und mehr Klimaschutz zu sorgen.

	● Heike Drillisch koordiniert das CorA-Netzwerk 
für Unternehmensverantwortung, in dem über 50 
Menschenrechts-, Entwicklungs- und Umweltorgani-
sationen sowie Gewerkschaften und Verbraucherver-
bände gemeinsam für verbindliche politische In
strumente eintreten, die Unternehmen verpflichten, 
die Menschenrechte sowie international anerkannte 
soziale und ökologische Normen zu respektieren.

	● Sandra Dusch ist für die Christliche Initiative 
Romero (CIR) in Berlin als Referentin für nachhaltige 
Lieferketten und Kleidung aktiv.

Sandra Dusch

Heike Drillisch
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Abrüsten fürs Klima
Umweltverbrechen müssen im internationalen Strafrecht verankert 
werden

Kriege und militärische Interventionen heizen das Klima an. Die zunehmende Aufrüstung  
und das nukleare Wettrüsten sind dabei wesentliche Faktoren. Gleichzeitig verschärfen  
Hitzewellen, Wassermangel und andere Folgen des Klimawandels die bestehenden Krisen 
und Konflikte. Dr. med. Angelika Claußen von der IPPNW fordert die Weltgemeinschaft  
auf, abzurüsten und Umweltverbrechen ins internationale Strafrecht zu integrieren, um  
diese Spirale zu durchbrechen.

1	  Internationales Komitee vom Roten Kreuz (2019) 
2	  Schreiber (2019)
3	  Mach et al. (2019)/Friedensgutachten (2020)
4	  Watson Institute (2019)
5	  CEOBS et al. (2021)

Der seit 2003 andauernde Krieg in der sudanesi­
schen Region Darfur wird oft als erster Klimakrieg 
bezeichnet. Wie auch in Mali und der restlichen 
Sahelzone, führen zunehmende Dürren seit mehr 
als einem Jahrzehnt zu gewaltsamen Konflikten.1 
Der Völkermord in Darfur ließe sich demnach als 
direkte Folge des Klimawandels sehen. Gleich­
wohl zeigt die Forschung zu Kriegsursachen, dass 
es keine Automatismen gibt, die zu Krieg führen.2 
Das Risiko für gewaltsame Konflikte und militäri­
sche Einsätze durch die Auswirkungen der Klima­
krise steigt jedoch.3 In den betroffenen Regionen 
erschwert dies wiederum notwendige Anpassun­
gen an die Folgen des Klimawandels.

Das Militär befeuert  
den Klimawandel
Mit ihrem enormen CO2-Ausstoß tragen Militär­
einsätze und Rüstungsproduktion auch direkt 
zum Klimawandel bei. Allein das US-Verteidi­
gungsministerium hatte 2017 mit 59 Millionen 
Tonnen CO2-Äquivalenten mehr Treibhausgase 
ausgestoßen als Länder wie Dänemark oder 
Schweden.4 Der CO2-Fußabdruck der Streitkräfte 
der 27 EU-Mitgliedsstaaten betrug 2019 etwa  
24,8 Millionen Tonnen CO2-
Äquivalente.5 Ein von der  
deutschen Bundeswehr 
eingesetzter Kampfjet ver­
braucht 3.500 Kilogramm 
Treibstoff pro Flugstunde. 

11 t
CO2 pro Flugstunde
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Das sind elf Tonnen CO2-Äquivalente, also etwa 
der durchschnittliche Jahresverbrauch einer Per­
son in Deutschland.

Trotz deutlich sichtbarer Folgen des Klimawandels 
rüsten viele Staaten weiter auf. Die scheidende 
deutsche Bundesregierung hat für 2022 einen 
Rüstungsetat von 50 Milliarden Euro geplant. Im 
Jahr 2020 betrugen die globalen Rüstungsaus­
gaben 1,98 Billionen US-Dollar6 – Mittel, die in 
den Klimaschutz fließen sollten. Denn bis 2024 
bräuchte es laut dem Fachjournal Science jährlich 
1,4 Billionen US-Dollar an Investitionen, um die 
Ziele des Pariser Klimaabkommens zu erreichen.

Statt einer klimafreundlichen Kehrtwende ist je­
doch eine „Versicherheitlichung“ der Klimakrise 
zu beobachten. Die Bundeswehr7 und die NATO8 
bewerten Extremwetter, Meeresspiegelanstieg 
oder klimabedingte Migration vor allem als Be­
drohung für ihre Einsatzfähigkeit und die natio­
nale Sicherheit, und fordern steigende Ausgaben  
für Aufrüstung und militarisierter Grenzkontrolle.

Nuklearer Winter: Katastrophale  
Klimafolgen eines begrenzten 
Atomkrieges
Auch atomar wird stetig aufgerüstet. Zahlreiche 
Wissenschaftler_innen gehen davon aus, dass die 
Gefahr eines Atomkriegs heute um ein Vielfaches 
höher ist als im Kalten Krieg.9 Schon eine regional 
begrenzte Eskalation, etwa zwischen den Atom­
mächten Indien und Pakistan, hätte katastrophale 
humanitäre Auswirkungen: Milliarden Tonnen 
Schutt und Asche würden in die Stratosphäre ge­
langen, das Sonnenlicht verdunkeln und zu einem 
nuklearen Winter führen. Die Folge wäre eine 
globale Hungerkatastrophe. Fiele die Temperatur 
über zehn Jahren hinweg um 1,25 Grad, könnte dies 

6	  SIPRI (2020)
7	  Bundesregierung (2016)
8	  NATO (2021)
9	  IPPNW (2017)
10	 ICAN (2017)

Ernteausfälle von zehn bis zwanzig Prozent bedeu­
ten und mehr als zwei Milliarden Menschen töten.10

Seit jeher tragen Konflikte und Kriege direkt oder 
indirekt zu ökologischen Krisen bei, die sich nun 
deutlich zuspitzen. Nicht nur die Erderhitzung, 
sondern auch der Verlust an Biodiversität und die 

Übernutzung unserer Lebensgrundlagen werden 
von militärischem Handeln mitverursacht. Diese 
Dynamiken wirken sich massiv auf unsere Versor­
gung, Gesundheit und Sicherheit aus.

Dennoch bleiben schwerste Umweltverbrechen 
weithin ungestraft – egal ob direkt im Krieg,  
bei Kriegsübungen oder durch umweltschädliche  
Praktiken. Beispiele für den Krieg gegen Mensch 
und Natur gibt es viele: der Einsatz des Entlau­
bungsmittels „Agent Orange“ in Vietnam, die 
radioaktive Verseuchung in Tschernobyl und 
Fukushima, die Abholzung und Brandrodung  
im Amazonas, die Ölkatastrophen im Niger-Delta 
oder der Braunkohletagebau in Deutschland.

Gemeinsam für Frieden und  
Umweltschutz
Der Begriff Ökozid wurde 2010 erstmals der 
UN-Rechtskommission vorgelegt: „Ökozid ist die 
erhebliche Beschädigung, Zerstörung oder der 
Verlust von Ökosystem(en) eines bestimmten Ge­
bietes […] welches die friedliche Nutzung durch 

Statt einer klimafreundlichen 
Kehrtwende ist eine „Versicher-
heitlichung“ der Klimakrise zu 

beobachten.
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die Bewohner dieses Gebietes stark einschränkt 
oder einschränken wird.“ Es ist nun an der Zeit, 
dass dieser Straftatbestand vor dem Internationa­
len Strafgerichtshof anerkannt wird, um Umwelt­
verbrechen effektiv bekämpfen zu können. Eine 
Zweidrittelmehrheit der Vertragsstaaten könnte 
dies beschließen.11

Nachhaltige Lösungen für grenzüberschreitende 
Krisen und Strategien gegen atomare Aufrüstung 
sowie die damit verbundene Umweltzerstörung 
erfordern letztlich globale Prävention und kollek­
tives Handeln auf Grundlage wissenschaftlicher 
Erkenntnisse. Die IPPNW setzt daher auf drei 
Schwerpunkte:

1.	 Atomare Abrüstung: Nachdem Staaten des glo­
balen Südens den Atomwaffenverbotsvertrag 
durchgesetzt haben, sollten sich nun NATO-
Staaten wie Deutschland, Belgien, Italien und 
die Niederlande der US-Atomwaffen entledigen 
und dem Atomwaffenverbotsvertrag beitreten.

2.	 Aktiver Klimaschutz: Die CO2-Emissionen mili­
tärischer Aktivitäten müssen erfasst, transpa­
rent veröffentlicht und so schnell wie möglich 
reduziert werden.

3.	 Juristische Einklagbarkeit: Der „Ökozid“ sollte 
als neuer Straftatbestand in das Römische 
Statut des Internationalen Strafgerichtshofs 
aufgenommen werden.

Kein Problem lässt sich ohne die anderen lösen. 
Für einen Paradigmenwechsel müssen Sicherheits­
politik im Sinne von Friedenspolitik und Klimakrise 
zusammen gedacht und angegangen werden – 
weg von Aufrüstung und nuklearer Abschreckung 
hin zu zivilen Konfliktlösungen und multilateralen 
Kooperationen. Denn Umweltzerstörung und 
Klimawandel, Aufrüstung und Krieg sind Teil einer 
allumfassenden, existenziellen Krise.

11	 Stop Ecocide International: Make ecocide a crime

	● Dr. med. Angelika Claußen ist Co-Vorsitzende  
der IPPNW – Deutsche Sektion der Internationalen 
Ärzt_innen für die Verhütung des Atomkrieges /  
Ärzt_innen in sozialer Verantwortung e. V. Ihre 
Schwerpunktthemen sind die Verknüpfung von  
Friedens- und Klimapolitik sowie die Durchsetzung 
des Menschenrechts auf Gesundheit.

Dr. med. 
Angelika Claußen
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„Um Armut, Hunger und den Klimawandel weltweit zu bekämpfen, braucht 
es in vielen Politikfeldern neue Weichenstellungen: Die Bundesregierung 
muss daher die Agenda 2030 zum Leitprinzip der gesamten deutschen 
Politik machen. Damit die Deutsche Nachhaltigkeitsstrategie als überge­
ordnete Strategie tatsächlich Wirkung zeigen kann, muss sie kohärent  
und verbindlich in allen Ressorts implementiert werden. Auch die Rolle  
des Bundestags muss deutlich gestärkt werden, zum Beispiel durch einen 
Ausschuss für nachhaltige Entwicklung und einen jährlichen Kohärenz­
bericht der Bundesregierung an das Parlament.“

Heike Spielmans
Geschäftsführerin  
Verband Entwicklungspolitik und Humanitäre Hilfe (VENRO)

2021

2022
„Der DNR erwartet von der neuen Bundesregierung eine zügige 
Umsetzung notwendiger Maßnahmen für ein zukunftsfähiges 
Agrar- und Ernährungssystem mit positiven Effekten auf Umwelt, 
Klima und Gesundheit. Dazu zählen die Abschaffung umweltschäd­
licher Subventionen wie die reduzierte Mehrwertsteuer auf tierische 
Lebensmittel sowie Regelungen zur Verringerung der Stickstoff­
überschüsse und der Tierbestände, um die im Klimaschutz-Sofort­
programm festgelegten Reduktionsziele für Treibhausgase zu 
erreichen.“

Florian Schöne 
Geschäftsführer
Deutscher Naturschutzring (DNR)

In großen Schritten
Wird es gelingen, die Ziele der Agenda 2030 zu erreichen? Fest steht: Es bleiben nur noch 
wenige Jahre – und Politik und Gesellschaft in Deutschland sind noch weit davon entfernt,  
im Sinne des großen Ganzen global nachhaltig zu denken und zu handeln. Welche Maßnah-
men ergriffen werden sollten und welche Wegmarken für die kommenden Jahre wichtig  
sein werden, benennen die Herausgeber_innen des machbar-Berichts.
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2022
„Umweltzerstörung ist häufig Ursache für die Verletzung von Menschen­
rechten. Umgekehrt ist die Ausübung der Menschenrechte zentral für 
effektiven Umweltschutz. Im September 2021 hat der UN-Menschenrechts­
rat Umweltschutz endlich als ein Menschenrecht anerkannt – fast 50 Jahre 
nach der ersten UN-Umweltkonferenz. Jetzt müssen das Recht auf eine 
gesunde Umwelt und die grundlegenden Menschenrechte zusammen das 
normative Gerüst für alle Politikbereiche bilden, damit die Agenda 2030 
Erfolg haben kann.“

Jonas Schubert
Mitglied des Koordinierungskreises  
Forum Menschenrechte

„Globale Lieferketten bedeuten für Millionen von Menschen ge­
sundheitsschädliche Arbeitsplätze, Krankheiten durch verseuchte 
Böden und unzureichende Ernährung durch Hungerlöhne. Ver­
schärft werden diese Missstände durch den Klimawandel, zu dem 
viele Wirtschaftszweige beitragen. Die Bundesregierung muss sich 
für ein EU-Lieferkettengesetz einsetzen, das Unternehmen dazu 
verpflichtet, für existenzsichernde Löhne, Gesundheitsschutz sowie 
Umwelt- und Klimaschutz in ihren Lieferketten Sorge zu tragen.“

Heike Drillisch
Koordinatorin 
CorA-Netzwerk für Unternehmensverantwortung

2023
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„Zum SDG-Gipfel 2023 reist die deutsche Delegation mit prall gefüllten Koffern und über­
lasst Ländern des globalen Südens 31 Milliarden Euro für umfassende Maßnahmen für 
nachhaltige Entwicklung. Diese Summe ist der deutsche Anteil an Sonderziehungsrechten 
des Internationalen Währungsfonds, der 2021 bei der Bundesbank geparkt wurde. Jetzt  
hat der Bundestag mit der überfälligen Änderung des Bundesbankgesetzes den Weg frei­
gemacht, damit auch Deutschland dieses geschenkte Geld endlich sinnvoll einsetzt.“

Jürgen Maier
Geschäftsführer 
Forum Umwelt und Entwicklung

2023

2024
„Eine gerechte Agrar- und Ernährungswende im Sinne aller 
kann nur gelingen, wenn sie die Armut bekämpft – in Deutsch­
land und weltweit. Drei Milliarden Menschen konnten sich in 
2020 nicht gesund ernähren; größtenteils, weil Nahrungsmittel 
für sie zu teuer waren. Rund um die Europawahlen 2024 fordern 
wir daher einen entschlossenen und kohärenten Einsatz der 
deutschen und europäischen Politik für die Ziele der Agenda 
2030, damit die verbleibenden Jahre sinnvoll genutzt werden.“

Prof. Dr. Rolf Rosenbrock 
Vorsitzender
Deutscher Paritätischer Wohlfahrtsverband
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„Vor allem für Kinder muss der enge Zusammen­
hang zwischen sozioökonomischer Ungleichheit, 
unausgewogener Ernährung und gesundheitli­
chen Risiken aufgebrochen werden. Fünf Jahre vor 
der Zielmarke 2030 müssen zentrale Maßnahmen, 
wie frühe Hilfen für sozial benachteiligte Eltern, 
umgesetzt sein. Genauso braucht es für alle Kinder 
kostenfreie Kita- und Schulverpflegung gemäß den 
Standards der Deutschen Gesellschaft für Ernäh­
rung und mit hohem Bio-Anteil sowie entschiede­
nes Handeln gegen Lebensmittelverschwendung.“

Sven Iversen
Geschäftsführer 
Arbeitsgemeinschaft der deutschen  
Familienorganisationen

2025

„Vor 30 Jahren fand in Berlin die erste UN-Klima­
konferenz (COP1) statt, die den Weg für das 
Kyoto-Protokoll und das Pariser Klimaabkommen 
ebnete. Trotz Kritik an Prozess und Tempo kön­
nen wir heute sagen: Es hat sich gelohnt. Die 
COP26 in Glasgow brachte eine Trendumkehr.  
Die globalen Emissionen könnten sich bis 2030 
halbieren. Deutschland wurde nach der Wahl 
2021 wieder zum Klima-Vorreiter. Die nächsten 
fünf Jahre werden zeigen, ob Deutschland seiner 
internationalen Verantwortung gerecht wird.“

Dr. Christiane Averbeck 
Geschäftsführerin
Klima-Allianz Deutschland

2025

2025
„Friedliche und inklusive Gesellschaften sind die 
Grundvoraussetzung für nachhaltige Entwicklung 
und die Erreichung der globalen Nachhaltigkeits­
ziele. Die Ereignisse in Afghanistan, im Sahel und 
anderen Regionen haben jedoch gezeigt, dass die  
Welt nicht friedlicher geworden ist. Bei der Über­
arbeitung ihrer Leitlinien Zivile Krisenprävention  
muss die Bundesregierung sich damit auseinander­
setzen und Lehren ziehen. Dafür braucht sie eine 
aktive und kritische Zivilgesellschaft als Partnerin.“

Ginger Schmitz 
Geschäftsführerin
Plattform Zivile Konfliktbearbeitung
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